
240 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

14. 3. 1972 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über das Eigentum an Wohnungen und son­
stigen Räumlichkeiten (Wohnungseigentums­

gesetz 1972 - WEG 1972) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Begriff 

§ 1. (1) Das Wohnungseigentum ist das dem 
Miteigentümer einer Liegenschaft eingeräumte 
dringliche Recht, eine selbständige Wohnung oder 
sonstige selbständige Räumlichkeit ausschließlich 
zu nutzen und hierüber allein zu verfügen. Zu 
den sonstigen Räumlichkeiten gehören besonders 
die selbständigen Geschäftsräume einschließlich 
der Einstellräume eines Garagenbetriebes und die 
selbständigen, in sich abgeschlossenen Räume je 
eines Wohnungseigentümers zur Einstellung von 
Kraftfahrzeugen. 

(2) Mit selbständigen Wohnungen oder son­
stigen selbständigen Räumlichkeiten können auch 
andere Teile der Liegenschaft, wie besonders 
offene Balkone, Terrassen, Keller- oder Dach­
bodenräume, Hausgärten, Stellplätze für Kraft­
fahrzeuge, sonstige Ein- oder Abstellplätze, im 
Wohnungseigentum stehen, sofern sie von den 
allgemeinen Teilen der Liegenschaft, von der 
Wohnung oder der sonstigen Räumlichkeit aus 
unmittelbar zugänglich und deutlich abgegrenzt 
sind. 

(3) An Teilen der Liegenschaft, die der allge­
meinen Benützung dienen oder deren Zweck­
bestimmung einer ausschließlichen Benützung ent­
gegensteht, kann Wohnungseigentum nicht be­
stehen. 

Recht und Titel zum Erwerb des Wohnungs­
. eigentums 

§ 2. (1) Das Wohnungseigentum kann von 
jedem Miteigentümer, dessen Anteil den zum 
Erwerb des Wohnungseigentums erforderlichen 
Mindestanteil erreicht, oder von Ehegatten er­
worben werden, deren Miteigentumsanteile je den 
halben Mindestanteil erreichen. 

(2) Das Wohnungseigentum kann nur durch 
schriftliche Vereinbarung aller Miteigentümer ein­
geräumt werden; ein Miteigentümer, der bereits 
Wohnungseigentümer ist, darf seine Zustim­
mung nur verweigern, wenn durch das Woh­
nungseigentum, das neu erworben werden soll, 
die ihm auf Grund des bestehenden Wohnungs­
eigentums zustehenden Rechte aufgehoben oder 
eingeschränkt würden. 

Mindestanteil 

§ 3. (1) Der zum Erwerb des Wohnungs eigen­
turns erforderliche Mindestanteil ist ein solcher 
Anteil, der 'dem Verhältnis des Nutzwerts der 
im Wohnungseigentum stehenden Wohnung oder 
sonstigen Räumlichkeit zum Nutzwett aller Woh­
nungen oder sonstigen Räumlichkeiten der Lie­
genschaft entspricht. An die Stelle der Nutzwerte 
treten die Nutzflächen als Berechnungsgrundlage, 
wenn sich alle Miteigentümer der Liegenschaft 
hierüber einigen. Diese Vereinbarung bedarf zu 
ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

(2) Die Nutzwerte sind vom Gericht festzu­
setzen. Zur Antragstellung ist jeder Miteigen­
tümer der Liegenschaft und jede Person berech­
tigt, die einen Anspruch auf übertragung eines 
Miteigentumsanteils zur Begründung des Woh­
nungseigentums hat. 

(3) Sind vor der Vollendung der Bauführung 
die Nutzwerte gerichtlich festgesetzt oder die 
Nutzflächen als Be~echnungsgrundlage vereinbart 
worden, so kann nach der Vollendung der Bau­
führung bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Eintritt der Rechtskraft der baubehördlichen Be­
nützungsbewilligung beantragt werden, daß die 
Nutzwerte neu oder anstatt der vereinbarten 
Berechnung festgesetzt werden. Dem Antrag ist 
stattzugeben, wenn sich durch diese Festsetzung 
eine Änderung des Mindestanteils auch nur eines 
Wohnungseigentümers um mindestens 10 v. H. 
ergibt. Auf das Antragsrecht kann vor der Voll­
endung der Bauführung nicht rechtswirksam ver­
zichtet werden. Der nach der Vollendung der 
Bauführung erklärte Verzicht bedarf zu seiner 
Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
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2 240 der Beilagen 

(4) Werden die Nutzwerte neu oder anstatt 
der vereinbarten Berechnung vom Gericht festge­
setzt (Abs. 3), so sind die Miteigentümer, die 
einen Miteigentumsanteil zur Begründung des 
Wohnungseigentums erworben oder einem dieser 
Miteigentümer den zur Begründung des Woh­
nungseigentums erforderlichen Mindestanteil ver­
äußert haben, gegenseitig verpflichtet, die Mit­
eigentums anteile zu übernehmen oder zu über-" 
tragen, damit jedem von ihnen der nach der 
Festsetzung der Nutzwerte nach Abs. 3 zur Be­
gründung seines Wohnungseigentums erforder­
liche Mindestanteil zukommt. Diese Pflicht geht 
auf die Rechtsnachfolger im Miteigentum über. 
Mangels einer anderen Vereinbarung ist für die 
übernommenen Miteigentumsanteile kein Entgelt 
zu entrichten; die durch die einzelne Ober­
tragung entstehenden Kosten und Abgaben hat 
der Miteigentümer zu tragen, dem ein Miteigen­
tumsanteil übertragen wird. 

Nutzwert 

§ 4. (1) Der Nutzwert der Wohnung oder son­
stigen Räumlichkeit ist unter Vernachlässigung 
von Dezimalstellen in einer ganzen Zahl auszu­
drücken; sie ist aus der Nutzfläche der Wohnung 
oder sonstigen Räumlichkeit und entsprechenden 
Zuschlägen oder Abstrichen für werterhöhende 
oder wertvermindernde Unterschiede zu errech­
nen, die sich besonders aus der Zweckbestimmung, 
Lage, über oder unter dem Durchschnitt liegen­
den Ausstattung mit anderen Teilen der Liegen­
schaft (§ 1 Abs. 2) oder nicht allein auf Kosten 
eines Miteigentümers vorgenommenen sonstigen 
besseren Ausstattung oder Grundrißgestaltung der 
Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit ergeben. 

(2) Werterhöhende oder wertvermindernde 
Unterschiede, die insgesamt nur einen Zuschlag 
oder Abstrich von weniger als 10 v. H. der Nutz­
fläche der Wohnung oder. sonstigen Räumlichkeit 
rechtfertigen, sind zu vernachlässigen. 

Nutzfläche 

§ 5. (1) Die Nutzfläche ist die gesamte Boden­
fläche einer Wohnung oder sonstigen Räumlich­
keit abzüglich der Wandstärken und der im Ver­
lauf der Wände befindlichen Durchbrechungen 
(Ausnehmungen). Treppen, offene Balkone und 
Terrassen sowie Keller- und Dachbodenräume, 
soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn­
oder Geschäftszwecke geeignet sind, sind bei der 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berück­
sichtigen; das gleiche gilt für die im § 1 Abs. 2 
sonst genannten Teile der Liegenschaft, die mit 
einer selbständigen Wohnung oder sonstigen selb­
ständigen Räumlichkeit im Wohnungseigentum 
stehen. 

(2) Die Nutzfläche ist auf Grund des behörd­
lich genehmigten Bauplans zu berechnelJ., es sei 

denn, daß eine Abweichung vom behördlich ge­
nehmigten Bauplan erwiesen wird; in diesem 
Fall ist die Nutzfläche nach dem Naturrnaß zu 
berechnen. 

(3) Die Nutzfläche ist in Quadratmetern aus­
zudrücken; beim Gesamtausmaß der Bodenfläche 
einer Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit sind 
Bruchteile von Quadratmetern zu vernachlässi­
gen. 

Verbindung mit dem Mindestanteil 

§ 6. (1) Das Wohnungseigentum ist mit dem 
Mindestanteil untrennbar verbunden. Es kann 
nur mit diesem zusammen beschränkt, belastet, 
veräußert, von Todes wegen übertragen und der 
Zwangsvollstreckung unterworfen werden. 

(2) Bücherli91e Eintragungen auf dem Mindest­
anteil erstrecken sich auch dann auf das Woh­
nungseigentum, wenn sie dem Wohnungseigentum 
im Rang vorangehen. 

(3) Im Fall der Zwangsversteigerung eines Mit­
eigentums anteils sind die durch das Wohnungs­
eigen~um bewirkten Beschränkungen vom Er­
steher ohne Rücksicht auf den bücherlichen Rang 
und ohne Anrechnung auf das Meistbot zu über­
nehmen. 

Unteilbarkeit 

§ 7. (1) Der mit dem Wohnungseigentum 
vertbundene Mindestanteil darf, solange das 
Wohnungs eigentum besteht, außer zur Begrün­
dung ,des gemeinsamen Wohnungseigentums 
von Ehegatten, nicht geteilt werd,en. 

(2) Würde nach dem Tod des Wohnungs­
eigentümers nach ,den Ergebnissen des Verlas­
senschaftsverfahrens der mit dem W dhnungs­
eigentum veribundene Mindestanteil" mehreren 
Personen, die nicht Ehegatten sind, zufallen, 
so hat das Verlassenschaftsgericht eine öffent­
liche Feilhietung des Mindestanteils und des 
damit verlbundenen Wohnungs eigentums durch 
Versteigerung vorzunehmen. 

Gemeinsames Wohnungseigentum von Ehe­
gatten 

§ 8. (1) Ehegatten, die das Wohnungseigen­
tum gemeinsam erwerben, müssen Eigentümer je 
eines halben Mindestanteils (im folgenden "Anteil 
am Mindestanteil" genannt) sein; ihre Anteile 
am Mindestanteil ,düden nicht verschieden be­
lastet sein. Das gleiche 'gi1t, wenn ein Ehe­
gatte, 'der Wohnungseigentümer ist, seinem 

Ehegatten unter gleichzeitiger Begründung des 
gemeinsamen Wohnungseigentums den hierzu 
erforderlichen Anteil am Mindestanteil über­
trägt. 

(2) Durch das gemeinsame Wohnungseigen­
tum von Ehegatten werden ihre Anteile am 
Mindestanteil so verbunden, daß 'sie, solange 
das Igemeinsame Wohnungseigentum .besteht, 
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nicht getrennt und nur gemeinsam beschränkt, 
belastet, veräußert oder der Zwangsvollstrek­
kung unterworfen werden dürfen; die Ehe­
gatten dürfen ilber das gemeinsame Wohnungs­
eigentum und die Nutzung der im gemein­
samen Wohnungseigentum stehenden Woh­
nung oder sonstigen Räumlichkeit nur gemein­
sam verfügen. 

(3) Die Ehegatten haften für alle Verbind­
lichkeiten aus ihrem gemeinsamen Wohnungs­
eigentum zur ungeteilten Hand. 

Wohnungseigentum der Ehegatten im Todes­
fall 

§ 9. (l) Geht heim Tod eines Ehegatten der 
Anteil des Verstorbenen am Mindestanteil und 
gemeinsamen Wohnungseigentum an den über­
lebenden Ehegatten nicht ohnehin als Erben 
oder Vermächtnisnehmer allein über, so 
wächst er ihm als Eigentum zu. Der Zuwachs 
tritt jedoch nicht ein, wenn vor dem Eintritt 
der Rechtskraft des Beschlusses, mit dem das 
Inventar oder eidesstättige VermögenSibekennt­
nis der Verlassenschaftsa:bhandlungzugrunde 
gelegt wird, vom überlebenden Ehegatten und 
den Er.ben des Verstorbenen mit Zustimmung 
der Pflichtteilsberechtigten eine Vereinbarung 
.geschlossen wird, auf Grund deren der ,gesamte 
Mlindestanteil an eine Person ungeteilt oder 
an Ehegatten je zur Hälfte unter gleichzei­
tigem Erwerb des gemeinsamen Wohnungs­
eigentums übergeht. Erwirbt der über­
lebende Ehegatte den Anteil des Verstor­
benen auf Grund des Zuwachses oder 
geht der gesamte Mindestanteil auf Grund 
einer Vereinbarung über, so gilt für 
die Eintragung ,in das Grundbuch der § 178 
des Gesetzes über das ,gerichtliche Verfahren 
in Re,chtsangelegenheiten außer Streitsachen 
sinngemäß. ' 

(2) Erwirbt der überlebene Ehegatte auf Grund 
des Zuwachsrechts den Anteil des Verstorbenen 
am Mindestanteil 'und Wohnungseigentum, so 
tritt an die Stelle dieses Anteils des Verstorbenen 
die Forderung der Verlassenschaft gegen den über­
lebenden Ehegatten auf Zahlung eines über­
nahmspreises. Der übernahmspreis ist, sofern er 
nicht von dem überlebenden Ehegatten und den 
Erben des Verstorbenen mit Zustimmung. der 
Pflichtteilsberechtigten einvernehmlich bestimmt 
wird, die Hälfte des gemeinen Wertes des Min­
destanteilsund des damit verbundenen gemein­
samen Wohnungseigentums. 

(3) Ist der Gegenstand des gemeinsamen Woh­
nungseigentums eine Wohnung, die dem über­
lebenden Ehegatten zur Befriedigung seines drin­
genden Wohnbedürfnisses dient, so sind auf 
seinen Antrag der übernahmspreis, die Fälligkeit 
und die Verzinsung vom Verlassenschaftsgericht 
nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 

der Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
des überlebenden Ehegatten so zu bestimmen, 
daß ihm die Berichtigung ohne Verlust der Woh­
nung bei Aufrechterhaltung einer angemessenen 
Lebenshaltung möglich ist. Ist der übernahms­
preis ermäßigt worden und veräußert der über­
lebende Ehegatte den Mindestanteil binnen sechs 
Jahren nach dem Eintritt der Rechtskraft der 
Einantwortung, so ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem übernahmspreis und der Hälfte 
des Erlöses auf Antrag als eine nachträglich her­
vorgekommene Forderung der Verlassenschaft zu 
behandeln; geschieht die Veräußerung im Weg 
der Zwangsversteigerung, so bezieht sich die 
Nachtragsabhandlung auf die Hälfte des Meist­
bots, soweit es dem Verpflichteten aus der Ver­
teilungsmasse zugewiesen w,ird. 

Wohnungseigentum der Ehegatten bei Nichtig­
erklärung, Aufhebung oder Scheidung der, Ehe 

§ 10. (1) Wird die Ehe für nichtig erklärt, auf­
gehoben oder geschieden, so haben die bisherigen 
Ehegatten ihre Miteigentumsgemeinschaft am 
Mindestanteil und gemeinsamen Wohnungseigen­
tum aufzuheben. Einigen sie sich nicht, so steht 
dem Begehren eines von ihnen auf Aufhebung der 
Gemeinschaft der Einwand der Unzeit, des Nach­
teils oder einer anderslautenden Vereinbarung 
nicht entgegen, wenn seit dem Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils über die Nichtigerklärung, 
Aufhebung oder Scheidung der Ehe mehr als ein 
Jahr vergangen ist. Nach dem Ablauf dieser 
Frist kann der Anspruch auf Aufhebung der 
Zwangsvollstreckung unterworfen werden. Ist ein 
Verfahren nach Abs. 2 anhängig, so endet die 
Frist nicht vor dem Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung in diesem Verfahren. 

(2) Können sich die bisherigen Ehegatten nicht 
darüber einigen, wem von ihnen die im ge­
meinsamen Wohnungseigentum stehende Ehe­
wohnung zufallen soll, so hat das Gericht auf 
Antrag den Anteil eines der bisherigen Ehe­
gatten am Mindestanteil und gemeinsamen Woh­
nungseigentum nach den Grundsätzen des § 2 
der Sechsten Durchführungsverordnungzum Ehe­
gesetz auf den anderen bisherigen Ehegatten 
gegen Zahlung eines übernahmspreises zu über­
tragen. Gleichzeitig ist zu bestimmen, welcher 
der bisherigen Ehegatten im Innenverhältnis die 
Verbindlichkeiten aus ihrem bisherigen gemein­
samen Wohnungseigentum zu tragen hat. Das 
Antragsrecht erlischt ein Jahr nach dem Eintritt 
der Rechtskraft des Urteils über die Nichtigerklä­
rung, Aufhebung oder Scheidung der Ehe. Eine 
rechtsgestaltende Entscheidung über die im ge­
meinsamen Wohnungseigentum stehende Ehe­
wohnung nach, anderen Vorschriften ist unzu­
lässig. 

(3) Der Übernahmspreis ist, sofern er nicht 
von den bisherigen Ehegatten einvernehmlich 
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bestimmt wird, die Hälfte des gemeinen Wertes 
des Mindestanteils und des damit verbundenen 
Wohnungseigentums. Dient die Ehewohnung dem 
bisherigen Ehegatten, dem der Anteil des ande­
ren Ehegatten am Mindestanteil und gemein­
samen Wohnungseigentum übertragen wird, zur 
Befriedigung seines dringenden Wohnbedürfnisses, 
so sind auf seinen Antrag der übernahmspreis, 
die Fälligkeit und die Verzinsung vom Gericht 
nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 
der beiderseitigen Vermögens- und Einkommens­
verhältnisse so zu bestimmen, daß ihm die Be­
richtigung ohne Verlust der Wohnung bei Auf­
rechterhaltung einer angemessenen Lebenshaltung 
möglich ist. Ist der übernahmspreis ermäßigt 
worden und veräußert der Ehegatte, dem der 
Anteil des anderen Ehegatten übertragen worden 
ist, den Mindestanteil binnen sechs Jahren nach 
dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung 
über die Ermäßigung des übernahmspreises, so 
hat der andere Ehegatte Anspruch auf den Unter­
schiedsbetra,g zwischen dem übernahmspreis und 
der Hälfte des Erlöses; geschieht die Veräuße­
rung im Weg der Zwangsversteigerung, so bezieht 
sich der Anspruch auf die Hälfte des Meistbots, 
soweit es dem Verpflichteten aus der Versteige­
rung zugewiesen wird. 

(4) Wird die Miteigentumsgemeinschaft am 
Mindestanteil und gemeinsamen Wohnungseigen­
tum nach der Nichtigerklärung, Aufhebung oder 
Scheidung der Ehe bis zum Tod eines der bis­
herigen Ehegatten nicht aufgehoben und steht 
dem überlebenden bisherigen Ehegatten ein An­
spruch auf übertragung des Anteils des Verstor­
benen am Mindestanteil und Wohnungseigentum 
nach Abs. 2 nicht oder nicht mehr zu, so hat 
das Verlassenschaftsgericht eine öffentliche Feil­
bietung des gesamten Mindestanteils und des 
damit verbundenen Wohnungseigentums durch 
Versteigerung vorzunehmen. 

Einverleibung desWohnungseigentums 

§ 11. (1) Das Wohnun'gseigentum wird 
durch die Einverleibung in das Grundbuch er­
worben. Es ist im Eigentumsblatt auf dem 
Mindestanteil einzutragen; hierbei sind bei 
gemeinsamem Wohnungseigentum von Ehe­
gatten ihre Anteile am Mindestanteil zu ver­
binden. Wird auf einer Liegenschaft erstmals 
ein Wohnungseigentumeinverlei'ht, so ist in 
der Aufschrift des Gutsbestandsblatts das Wort 
" Wohnungseigentum" einzutragen. 

(2) Dem Antrag auf Einverleibung sind, 
sofern die Urkunden ,dem Grundbuchsger·icht 
noch nicht vorliegen, jedenfalls beizuIegen 

1. die schriftliche Vereinbarung der Mit­
eigentümer über die Einräumung des Woh­
nungseigentums, 

2. der baube"hördlich genehmigte Bauplan, 

3. die s·chriftliche Vereinbarung der Mit­
eigentümer über die Berechnung der Mindest­
anteile nach der Nutzfläche und ,die von einem 
für Hochbau zuständigen Zä.viltechniker oder 
gerichtlich beeideten Sachverständigen erstellte 
gegliederte Aufstellung üher die Nutzflächen 
aller selbständigen Wohnungen und sonstigen 
selbständigen Räumlichkeiten der Liegenschaft 
oder, sofern eine solche Vereinbarung nicht vor­
gelegt wird, die rechtskräft~ge Entschcidung des 
Gerichtes über die Festsetzung der Nutzwerte. 

(3) Werden nach der Einverleihung des 
Wohnungseigentums die Nutzwerte neu oder 
an statt der vereinbarten Ber-echnung vom Ge­
richt festgesetzt (§ 3 Abs. 3),. so sind auf An­
trag die Mindestanteile (die Anteile am 
Mindestanteil) der Miteigentümer nach § 136 
Abs. 1 GBG 1955 zu berichtitgen; Voraus­
setzung ist, daß sich die Miteigentümer in 
einer für die Einverleibung 'gültig-en Form ver­
pflichtet haben, die Anteile zu übernehmen 
oder zu übertragen, damit jedem von ihnen 
der nach der Festsetzung der Nutzwerte nach 
§ 3 Abs. 3 zur Begründung seines Wohnungs­
eigentums erforderlich·e Mindestanteil oder 
Anteil am Mindestanteil zukommt. Bücherliche 
Rechte Dritter, die auf dem Mindestanteil 
lasten, Ibeziehen sich ohne weiteres auf den 
berichtigten Mindestanteil. Reicht nach der 
rechtskräftigen Festsetzung der Nutzwerte nach 
§ 3 Ahs. 3 der Miteigentumsanteil eines Woh­
nungseigentümers zum Erwerb des Wohnungs­
eigentums nicht mehr aus, so ist dieses Woh­
nungseigentum von Amts wegen zu löschen; 
im übrigen sind -die §§ 131 Ibis 135 GBG 1955 
sinngemäß anzuwenden. 

Verwaltung des Wohnungseigentums 

§ 12. (1) Die Verwaltung der im Wohnungs­
eigentum stehenden Wohnung oder sonstigen 
Räumlichkeit kommt dem Wohnungseigen­
tümer zu. 

(2) Der Wohnulligseigentümer ist zu Knde­
rungen an der im Wo"hnungseigentum stehen­
den Wohnung oder -sonstigen Räumlichkeit 
auf seine Kosten berechtigt, falls die Knderung 
weder eine Schädigung des Hauses noch eine 
Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen der 
anderen Miteigentümer,. besonders auch keine 
Beeinträchtigung der äußeren Erscheinung des 
Hauses, noch -eine Gefahr für ,die Sicherheit 
zur Folge hat. Müssen für eine solche Knde­
rung andere Teile der Liegenschaft in An­
spruch genommen werden, so kann diese Knde­
rung von den ander,en Miteigentümern nicht 
untersagt werden, falls sie entweder der übung 
des Verkehres entspricht oder einem wichtigen 
Interesse des Wohnungse1gentümers dient. Die 
Anlegung von Licht-, Gas- und Kraftleitungen, 
die Ein:leitung von Wasser und Fernsprecher 
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sowie ähnliche Einrimtungen können nicht 
untersagt werden; ,das ,gleiche gilt für das An­
bringen der nach dem Stand. der Technik not­
wendigen Antennen für den Hörfunk- und 
Fernsehempfang, sofern der Anschluß an eine 
bestehende Antenne nicht möglich oderzumut­
bar. ist. Ist für ltnderungen, die die anderen 
Miteigentümer dulden müssen, eine behördliche 
Bewilligung erforderlich, so dürfen die anderen 
Miteigentümer eine allenfalls erforderliche Zu­
stimmung nicht verweigern. 

(3) Der Wohnungs eigentümer hat die Woh­
nung oder sonstige Räumlichkeit und die für 
die Wohnung oder sonstige Räumlichkeit be­
stimmten Einrichtungen, wie 'besonders' die 
Lichtleitungs-, Ga:sleitungs-, Wassel"leitungs-, 
Beheizungs- und sanitären Anlagen, auf seine 
Kosten so zu warten und instand zu halten, daß 
den anderen Miteigentümern kein. Nachteil 
erwächst. Er hat ferner das Betreten und die 
Benutz'ung ,der Wohnung oder der sonstigen 
Räumlichkeit zu gestatten, soweit dies zur 
Erhaltung der gemeinsamen Teiie der Liegen~ 
scha;ft erforderlich ist; für die vermögensr,echt­
lichen Nachteile, die er hierdurch erleidet, ist 
er von der Gesamtheit der Miteigentümer an­
gemessen zu entschädi,gen. 

Verwaltung der Liegenschaft 

§ 13. Für die Verwaltung der Liegenschaft 
gelten die Bestimmungen des 16. Hauptstücks 
des zweiten Teiles des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs mit ,den fo'lgenden Besonderheiten: 

1. Jeder Wohnungs eigentümer kann ver­
langen, daß von allen Miteigentümern monat­
lich Beiträge zur Bildung einer angemessenen 
Rückla;ge für Erhaltungs- und Verhesserungs­
arbeiten entrichtet werden. 

2. Jeder Wohnungs eigentümer kann die Be­
stellung eines gemeinsamen . Verwalters, wenn 
dies zur Wahrung der gemeinsamen Interessen 
geboten ist, und di.e Ersetzun/?i des bestellten 
Verwalters durm einen anderen verlangen, 
wenn der bestellte die ihm obliegenden Pflich­
ten grob vernachlässigt. . 

3. Jeder Wohnungseigentümer kann ve1"lan­
gen, daß für die Liegenschaft eine angemessene 
Feuerversicherung, Lei tungswassell'schädenversi­
merung und Haftpflichtversicherung gesmlossen 
wird. 

4. Jeder Wohnungseigentümer hat Schäden 
an den gemeinsa;men Teilen der· Lieo-ensmaft 
bei sonstiger Schadenersatz pflicht ohne Verzug 
dem gemeinsamen Verwalter, ist ·eip. solcher 
aber nicht bestellt, den übrigen Miteigentümern 
anzuzeigen. Bei Gefahr im Verzug darf jeder 
Wohnungseigentümer auch ohne Zustimmung 
der anderen Miteigentümer die zur Abwehr 
notwendigen Maßnahmen treffen. 

5. Jeder Wohnungseigentümer kann ver­
langen, daß Arbeiten an den gemeinsamen 
Teilen der Liegenschaft, die zur Erhaltung des 
Hauses unbedingt notwendig sind oder der 
ordnungsgemäßen Erhaltung seiner ,im Woh­
nungseigentum stehenden Wohnung oder son­
stigen Räumlim'keit einschließ1im der damit 
im Wohnungseigentum stehenden anderen 
Teile der Liegenschaft dienen,' binnen einer 
angemessenen Frist Idurchgeführt werden. 

6. Jeder Wohnungs,eigentümer, dem die so­
fortige Entrichtung des auf ihn enofWlenden 
Teiles der durch die Rücklage nicht gedeckten 
Kosten einer Erha!ltungsarbeit unmöglich oder 
unzumutbar ist, kann, sofern nicht die Mehrheit 
der Miteigentümer ohnedies die Aufnahme 
eines Darlehens beschließt, . verlangen, da~. ihm 
die anderen Miteigentümer di.e Entcichtungdes 
auf ihn entfallenden Tei.~betrags in angemes­
senen Raten gegen Best~Lhing einer Hypothek 
auf seinem Miteigentumsanteil stunden; der 
Wohnungseigentümer hat für den so gestun­
deten Betrag die ortsüblichen Hypothekar­
zinsen zu entrichten. 

7. Arbeiten, die über die ordnungsgemäße 
Erhaltung der gemeinsamen Teile der Liegen­
schaft hinausgehen (Verbesserungen), bedürfen 
der Zustimmung aller Miteigentümer, sofern 
dieK:osten aus der Rücklage nicht gedeckt wer­
den können und Arbeiten, die der ordnungs­
gemäßen Erhaltung dienen, in ahsehbarer Zeit 
nicht erforderlich sind. Der Zustimmung der 
übrigen Miteigentümer bedarf es nicht, wenn 
die Verbesserung von der Mehrheit beschlossen 
wird, diese allein die Kosten trägt und die 
überstimmten dur,ch die Vetbesserung nicht 
übermäßig beeinträchtigt werden; 

Rücklage 

§ 14. (1) Bei der Feststellung d·er Beiträge 
zur [ßiIldung der Rücklage ist auf die Kosten 
der in absehbarer Zeit notwendi.gen Erhal­
tungs- und trunlichen Verbesserrungsarbeiten so~ 
wie auf die wirtschaftliche bge aller Miteigen­
tümer entsprechend Bedacht zu nehmen. Die 
Rücklage ~st soweit wie möglich und tunlich 
fruchtbringend anzulegen. 

(2) Die Rückla;ge darf nur zur Deckung der 
Kosten von Erhaltungs- oder Verbesserungs­
arbeiten und zur Abstattung eines zur ihrer 
Deckung aufgenommenen Darlehens verwendet 
und der Zwangsvollstreckung unterworfen wer­
den .. 

(3) Wird eine Verwaltung beendet, so hat 
der Verwalter die RückLage einschließlich der 
Zinsen an den neuen Verwa:lter herauszugeben; 
hiervon abweichende Vereinbarungen sind 
rechtsunwirksam. Wird ein V.erwalter durch 
das Gerimt enthoben, so ist ihm aufzutragen, 

2 
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die Rücklage einschließlich der Zinsen hinnen 
14 Tagen bei ZWlangsvollstreckung an den 
neuen. Verwalter herauszugeben. 

. Aufw~itdungen und Erträgnisse 

§ 15.' (1) Die' Aufweooungenfür die ge­
meinsamen Teile der Liegenschaft einschließ­
lich der Rücklage sind von den Miteigentümern 
riach dem Verhältnis ihrer Anteile zu tragen. 
Eine davon ·abweichende Vereinbarung der Mit­
eigentümer bedarf zu ihI1er Rechtswirksamkeit 
der Schriftform; sie wirkt. dritten· Personen 
gegenüber, sobald. diese der Vereinbarung bei­
treten. ,Betrifft die abweichende vertragliche 
Regelung Aufwendungen für Anlagen, die 
nicht ·allen Miteigentümern verhä!ltnismäßig 
zugute kommen, wie etwa für einen P.ersonen­
aufzug oder ·eine Sammelheizung, wenn sie 
nicht von allen Miteigentümern nach .dem Ver­
hältnis ihrer Anteile genutzt Wlerden,so sind 
an die rechtswirksam ,geschlossene abweichende 
vertragliche Regelung auch die Einzelrechts­
nachfolger in das Miteigentum gebunden. 

(2) Für die Erträgnisse gilt, bei Rechtsun­
wirksamkeit abweichender vertraglich,er Ver­
einbarungen, folgendes: 

1. Nutzungen aus Wohnungen und sonstigen 
Räumlichkeiten, die im Wohnungseigentum 
stehen, kommen demWohnungseigentümer 
allein zu. 

2. Nutzungen ,aus Wohnungen und sonstigen 
Räumlichkeiten, die nicht im W ohnungseigen­
turn stehen, gebühren den Eigentümern der 
Anteirle, mit denen Wohnungseigentum nicht 
verbunden ist. Ein Wohnungs eigentümer ist 
jedoch . ~n diesen Nutzungen soweit beteiligt, 
als sein Miteigentumsanteil ,den Mindestanteil 
übersteigt. 

3. Erträgnisse der Liegenschaft, die nicht 
unter ,die Z .. 1 und 2 fallen, gebühren den Mit­
eigentümern nach dem Verhä.ltnQs ihrer An­
teile. 

Erlöschen des Wohnungseigentums und Auf­
hebung der Gemeinschaft des Eigentums 

§ 16. (1) Das Wohnungs eigentum erlischt 
durch den Untergang des Gegenstands des 
Wohnungs eigentums ; . das gleiche gilt, wenn es 
auf Grund eines Verzichtes des Wohnungs­
eigentümers mit Zustimmung der Miteigen­
tümer uoo der Buchberechtigten, deren Rechte 
den' Mindestanteil ,belasten, gelöscht wir,d. 

(2) Die Gemeinschaft des Eigentums an der 
Liegensch,aft kann erst .aufgehoben werden,' so­
bald das auf der Liegenschaft erworbene W oh­
'nungseigentum erloschen .ist .. 

Ausschließung von Miteigentümern 

§ 17. (1) Ein Wohnungseigentü~rJ.er oder, 
taUs Wohnungseigentumaufinehr als der 

Hälfte der Miteigentumsantei'le einverleibt ist, 
auch ein anderer Miteigentümer, ist auf Klage 
der' Mehrheit .der übrigen Miteigentümer aus 
der. Gemeinschaft auszuschließen, Wlenn er 

. 1. seinen Pflichten aus der Gemeinscha,ft nicht 
nachkommt und die ihm obliegenden Leistun­
gen ,auch nicht Ibis zum Schluß der der gericht-:­
lichen Entscheidung erSter' Instanz unmittelbar 
vorangehenden Tagsatzung' zur mündlichen 
Streitverhandlung ertühlt; 

2. von den in seinem Wohnungseigentum 
stehenden, den von ,ihm sonst· benützten oder 
den ·der .gemeins·amen Benützung dienenden 
Teilen der Liegenschaft einen die Interessen 
der übrigen Miteig.entümer empfindlich schädi­
genden Gebrauch macht; 

3. durch sein rücksichtsloses, anstößiges oder 
sonst :grob ungehöriges Verhalten den Mit­
bewohnern das Zusammenwohnen verleidet 
oder sich gegenüher einem Miteigentümer oder 
einer im Haus wohnenden Person einer straf­
baren Handlung gegen das Eigentum, die Sitt­
lichkeit oder die körperliche Sicherheit schul­
dig macht, sofern es sich nicht um den Um­
ständen nach geringfügige Fälle handelt. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z. 2 und 3 steht 
dem Verhahen des auszuschließenden Miteigen­
tümers das Verhalten seines Ehegatten und 
der anderen . mit ihm zusammen wohnenden 
Familienangehörigen sowie der Personen gleich, 
die die in seinem Wohnungs eigentum stehen­
d·en oder vDnihm sonst benützten TeiLe der 
Liegenschaft mit seiner Zustimmung oder Dul­
dung benützen, sofern er es unterläßt, die ihm 
mögliche Abhilfe zu schaffen. 

(3) Nach A:blauf von drei Monaten nach 
dem Eintritt der Rechtskraft des Urteiils kann 
auf Antrag der Kläger die Versteigerung d~s 
Miteigentumsanteils und des .allenfalls damit 
verbundenen W ohnungseig·entums nach den 
Bestimmungen der. Exekutionsoronung uher 
die Zwangsversteigerung einer Liegenschaft 
durchgefuhrt weI'den. 

Verfahren außer Streitsachen 

§ 18. (1) über die in den § 3, § 12 Abs. 2, 
§ 13 Z. 1, 2, 3, 5, 6 und 7, § 14 Abs. 1 und 3 
genannten . Ansprüche hat auf Antrag das 
Bezirksgericht zuentschej,den, in dessen Spren­
gel die Liegenschaft gelegen ist. Für das Ver­
fahren gelten die allgemeinen Bestimmungen 
üher das Verfahren ,außer Streitsachen mit 
folgenden ,Besonderheiten: 

1. Allen Miteigentümern der Liegenschaft 
kommt ParteisteIlung zu. Im Verfahren über 
die Ersetzung des Verwalters durch einen an­
deren (§ 13 Z. . 2) und die Herausgabe der 
Rücklage (§ 14 Abs. 3) kommt auch dem Ver­
walter Parteistellung zu. 
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2. Sind zur Entscheidung Ermittlungen oder 
B·eweisaufnahmen notwendig, so hat der Ent­
scheidung eine mündliche Verhandlung voran­
zugehen. 

3. Die Bestimmungen der Zivilprozeßord­
nung über die Protokolle, die Aufnahme von 
ß,eweisen und das Rechtsmittel des Rekurses­
mit Ausnahme der Bestimmung über die 
Unterfertigung eines schriftlichen Rekurses 
durch einen Rechtsanwalt ....;... sind anzuwenden. 

4. Inwieweit die Kosten des Verfahrens von 
einer Partei zu ersetzen oder unter die Par­
teien zu teilen sind, hat das Gericht unter sinn­
gemäßer Anwendung der §§ 41 ff. der Zivil­
prozeßordnung zu entscheiden. Die Kosten 
rechtsfreundlich,er Vertretung hat jede Partei 
selbst zu tragen. 

5. Eine Verweisung auf den Rechtsweg ist 
nicht zulässig. 

6. Die rechtskrMtigen Entscheidungen ver­
pflichten alle Miteigentümer der Liegenschaft 
und bilden einen Ex,ekutionstitel nach der 
Exekutionsordnung, sofern nach der Art der 
Entscheidung eme Exekution m Betracht 
kommt. 

7. Von schriftlichen Antr:'gen sind so viele 
Ausfertigungen des Schriftsatzes zu überrei­
chen, daß jedem Gegner eine Ausfertigung zu­
gestellt und überdies .eine für die Gerichtsakten 
zurückbehalten werden kann. 

8. Den Anträgen nach § 3 Abs. 1 bis 3 sind 
beizufügen 

a) der baubehördlich genehmi'gte Baupl"ln, 
b) die von einem für Hochbau zuständigen 

Ziviltechniker oder gerichtlich beeideten 
Sachverständigen erstdlte gegliederte 
Aufstellung über ,die Nutzflächen aller 
selbständigen Wohnungen und sonstigen 
selbständigen Räumlichkeiten der Liegen­
schaft. 

9. Den Anträgen nach § 13 Z. 5 ist ein 
Kostenvoranschlatg über die beantragte A1'Ibeit 
beizufügen. 

(2) Für das Verfahren über Anträge nach 
§ 10 Abs. 2 und 3 gelten ·die §§ 11, 13 bis 16, 
20 und 22 der Sechsten Durchführungsverord­
nung zum Ehegesetz sinngemäß. 

Gerichtsgebühren 

§ 19. Für Verfahren, für die der § 18 
Abs. 1 gilt, ist die in der Tarifpost 14 lit. b 
des Tarifes zum Gerichts- und Justizverwal­
tungsgebührengesetz 1962 bestimmte Pauscha!­
gebühr zu entrichten. 

Anbotspflich t 

§ . 20. Wird an Wohnungen (Geschäfts­
räumen) Wohnungseig,entum begründet, für 

deren Wiederherstellung Fondshilfe nach dem 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz beantragt, je­
doch Darlehen nach § 36 Abs. 4 des W ohn­
bauförderungsgesetzes gewährt worden sind 
oder gewährt werden, so gilt für die Altmieter 
der § 20 Abs. 2 des Wohnhaus-Wiederaufbau­
gesetzes. 

Inkrafttreten 

§ 21. Dieses Sundesgesetz tritt mit 
1. Jänner 1973 in Kraft. 

Außerkrafttreten, übergang 

§ 22. (1) Vorbehaltlich der Abs. 2 und 3 
tritt mit dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes das Wohnungseigentumsgesetz, BGBL 
Nr. 149/1948, in der Fassung des Bundes­
~esetzes BGBL Nr. 28/1951 außer Kraft. 

(2) Die §§ 2 und 5 des Wohnungs eigentums­
gesetzes, BGBL NT. 149/1948, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBL Nr. 28/1951 sind in 
den F~llen weiterhin anzuwenden, in denen 
zumindest an einer Wohnung (einem Ge­
schäiftsraum) das Wohnungseigentum nach den 
bisher' geltenden Vorschriften erworben wor­
den ist. Wird aber eine solche Grundibuchsein­
lage umgeschrieben, so ist das W ohnungs­
eigentum auf dem Miteigentumsanteil einz11-

tra,gen, mit dem es verbunden ist. 
(3) Die Rechtswirksamkeit einer nach § 8 

Abs. 4 des Wohnungseigentumsgesetzes, BGBL 
Nr. 149/1948, [geschlossenen abweich,enden ver­
traglichen Regelung ist nach den bisherigen 
V orschriftenzu beurteilen. Jedoch kann jeder 
Miteigentümer ·eine vom § 15 Albs. 2 Z. 3 
abw.eichende vertra>gliche Rcegelung aufkün­
digen, wenn nach ihr einem Miteigentümer 
aus den Erträgnissen ein solcher Anteil zu­
steht, der den ihm nach § 15 A'bs. 2 Z. 3 
gebührenden Anteil um mehr als die Hälfte 
übersteigt; von dem diesem Miteigentümer 
zustehenden Anteil sind aber die Beträge ab­
zuziehen, die' von ihm zur Tilgung der 
von ihm zur Erzielung dieser Erträgnisse 
etwa gemachten Sonderaufwendungen zuzüg­
lich emer angemessenen Verzinsung des 
hierzu aufgewendeten eigenen oder frem­
den Kapitals noch aufgebracht werden 
müssen. Die Aufkündigung ist schriftlich 
an den durch die abweichende vertragliche 
Regelung begünstigten Miteigentümer zu rich­
ten; sie wirkt frühestens ab dem auf die Zu­
stellung folgenden zweiten MOllatsersten. 

Vollziehung 

§ 23. Mit der Vollziehung des § 20 ist der 
Bundesminister für Bauten und Technik, mit 
der Vollziehung der übrigen Bestimmungen 
dies,es Bundesgesetzes ist der Bundesminister 
für Justiz betraut. 
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Erläuterungen 

L 
Allgemeiner Teil 

"Die Schwierigkeiten der Beschaffung der 
finanziellen Mittel für den zur Behebung der 
Wohnungsnot dringendst erforderlichen Bau 
neuer Wohnhäuser, besonders aber die Schwie­
rigkeiten bei der Beschaffung der notwendigen 
Mittel für den Wiederaufbau kriegsbeschädigter 
oder zerstörter Wohnhäuser" (676 der Beilagen 
zu den stenographischen Protokollen des Natio­
nalrates - V. GP) waren der äußere Anlaß zur 
Schaffung der bis dahin dem österreichischen 
Rechtsbereim . fremden Rechtseinrichtung des 
Wohnungseigentums. Mit dem Wohnungseigen­
tumsgesetz vom 8. Juli 1948, BGBl. Nr. 149 
(im folgenden als "WEG 1948" bezeichnet), 
wurden aber nimt nur neue Möglichkeiten zur 
Milderung der damals besonders drückenden 
quantitativen Wohnungsnot, sondern es wurde 
damit auch eine Rechtseinrichtung gefunden, 
deren Bestand in der österreichismen Rechtsord­
nung als gesimert gelten kann. Die damals aus­
gesprochene Hoffnung, die Wohnungswerber 
seien bereit, ihre finanziellen Mittel zur Wieder­
herstellung von Wohnungen zur Verfügung zu 
stellen, sofern Gewähr für eine vQllständige 
Simerung des beige stellten Kapitals und für eine 
dauernde Befriedigung des Wohnbedürfnisses ge­
boten werde, hat sich als rimtig erwiesen; diese 
Bereitschaft der Wohnungswerber besteht unver­
mindert weiter. 

Durch die bisher einzige Novelle vom 15. De­
zember 1950, BGBl. Nr. 28/1951, wurde mit 
der Anderung des § 5 Abs. 2 lit. a die Siche­
rung des beigestellten Kapitals verstärkt. 

Nun aber erweist sich eine Neuordnung des 
Wohnungseigentumsrechts als erforderlich. Sie 
wird mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf an­
gestrebt: 

1. Eines der Hauptanliegen des Entwurfes ist, 
die ordnungsgemäße Erhaltung und damit den 
Bestand der im Wohnungseigentum stehenden 
Wohnungen und Räumlichkeiten in einem ver­
stärkten Maß zu simern; es handelt sim hierbei 
um ein Gebot, das besonders durm den Ver­
lauf der Zeit und die dadurch bedingte größere 

Reparaturanfälligkeit der zum Teil smon älte­
ren Wohnungseigentumshäuser immer zeitge­
mäßer wird. Wenn es auch bisher diesbezüglim 
noch zu keinen besonderen Schwierigkeiten ge­
kommen ist, muß dieses Anliegen dennom als 
dringlich bezeichnet werden, weil, besonders in 
den Zeiten eines vermehrten Erhaltungsauf­
wands, die geltepden Verwaltungsvorschriften 
des 16. Hauptstücks des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbums (im folgenden als "ABGB" 
bezeichnet) nimt immer ausreichen, um die im 
Interesse jedes einzelnen Wohnungseigentümers 
gebotene ordnungsgemäße Erhaltung des im 
Wohnungseigentum geteilten Hauses rechtzeitig 
und einwandfrei sicherzustellen. 

Die geltenden Verwaltungsvorschriften reichen 
zur Sicherung der mit dem WEG 1948 ange­
strebten dauernden Befriedigung des Wohn­
bedürfnisses des Wohnungseigentümers besonders 
in den folgenden Fällen nicht aus: 

a) wenn an dem im Wohnungseigentum ge­
teilten Haus Smäden auftreten, die den Bestand 
des Hauses oder die ordnungsgemäße Benützung 
der im Wohnungseigentum stehenden Wohnung 
oder sonstigen Räumlimkeit gefährden, und 
die Mehrheit der Miteigentümer - aus welchen 
Gründen immer - untätig bleibt. Hier muß 
auch dem einzelnen Wohnungs eigentümer das 
Recht eingeräumt werden, die gebotene Abhilfe 
zu fordern und durchzusetzen (§ 13 Z. 5). Die 
im Begutachtungsverfahren verschiedentlich ge­
äußerte Sorge eines allfälligen Fehlverhaltens ein­
zelner Wohnungseigentümer muß gegenüber 
diesem elementaren Sicherungsinteresse in den 
Hintergrund treten, zumal da einem allfälligen 
Fehlverhalten auch im verfahrensrechtlichen Be­
reich entgegengetreten werden kann; 

b) wenn es dem einzelnen Wohnungseigen­
tümer unmöglich oder unzumutbar ist, den auf 
ihn entfallenden Teil notwendiger Erhaltungs­
auslagen sofort aufzubringen. Hier gebietet die 
freiwillig begründete Rechtsgemeinsmaft ein be­
sonderes Solidaritätsbewußtsein a 11 e r Mit­
eigentümer, das sim in zweifacher Hinsicht 
äußern muß: einerseits in der Bereitschaft zur 
vorbeugenden Bildung einer Rücklage (§ 13 Z. 1 
und § 14); anderseits in der Bereitschaft, bei der 
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Bedeckung eines durch Erhaltungsarbeiten ent­
stehenden Fehlbetrags auch auf die allfällige 
Notlage der Partner im Wohnungseigentum ent­
sprechend Bedacht zu nehmen (§ 13 Z. 6). 

überdies erfordert das Zusammentreffen der 
in einem im Wohnungseigentum geteilten Haus 
bestehenden, teils gleichgerichteten, teils aber 
auch konkurrierenden Einzel- und Gemein­
schaftsinteressen einen .dem Gedanken des Woh­
nungseigentums angemessenen weiteren Ausbau 
der Verwaltungsvorschriften.; hierzu ist beson­
ders auf die Bestimmungen über die Bestellung 
und die Ersetzung eines gemeinsamen Verwal­
ters (§ 13 Z. 2), die Eingehung von Versiche­
rungen (§ 13 Z. 3), die Pflicht zur Anzeige von 
Schäden (§ 13 Z. 4) bzw. zur Duldung von Er­
haltungsarbeiten (§ 12 Abs. 3), das Gebot der 
ordnungsgemäßen Wartung und Erhaltung des 
im Wohnungseigentum stehenden Gegenstandes 
(§ 12 Abs. 3), das Recht zur Vornahme von 
Änderungen daran (§ 12 Abs. 2) und die Willens­
bildung bei der Vornahme von Verbesserungen 
(§ 13 Z. 7) hinzuweisen. 

Obwohl gegen den Gesetzgeber des WEG 1948 
zum Teil bereits der Vorwurf einer allzu großen 
"Faszination ... durch das Mietengesetz" er­
hoben worden ist (besonders Weg an, Ist 
das Wohnungseigentumsgesetz reformbedürftig? 
ImmZ 1970, 361), sieht der Entwurf insoweit 
eine weitere Angleichung an das Mietengesetz 
(im folgenden als "MG" bezeichnet) vor, als zu­
mindest dem Grundsatz nach eine wesensgleiche 
Aufgabenstellung besteht oder in Judikatur oder 
Lehre bereits zum geltenden WEG 1948 die 
sinngemäße Anwendung der entsprechenden Be­
stimmungen des MG anerkannt oder gefordert 
worden ist; dies gilt im besonderen für den im 
Bereich der Verwaltung gebotenen Interessen­
ausgleich. 

2. überdies greift der Entwurf eine Reihe von 
Anregungen auf, die im Verlauf der Zeit zur 
Ausgestaltung des Wohnungseigentumsrechts 
vorgetragen worden sind. Hervorzuheben sind 
vor allem die folgenden Anregungen: 

a) Einwendungen wurden (vgl. Die tri c h, 
Die Parifizierung nach dem W ohnungseigentums­
gesetz, ÖJZ 1963, 371) und werden (vgl. 
Weg a n, aaO) vor allem gegen den § 2 erhoben, 
wonach "der Miteigentumsanteildes. Wohnungs­
eigentümers ... nicht kleiner sein darf, als es 
dem Verhältnis des Jahresrnietzinses der 1m 
Wohnungseigentum stehenden Wohnung (des 
Geschäftsraums) für 1914 zu der Gesamtsumme 
der Jahresrnietzinse aller Wohnungen (Geschäfts­
räume) der Liegenschaft für 1914 entspricht ... ". 
Obwohl sich die Kritik besonders gegen den 
Jahresrnietzins für 1914 richtet, wird im wesent­
lichen doch die Auflassung der Bestimmungen 
über den Mindestanteil (D i e tri c h, aaO) und 
ihre Auflassuhg bei gleichzeitiger Einräumung 

der Möglichkeit, den Anteil durch das Gericht in 
den Fällen zu bestimmen, in denen sich die 
Parteien über die .Höhe der Miteigentumsanteile 
nicht einigen können (Weg a n, aaO), gefor­
dert. 

Der Entwurf sieht einen Mittelweg vor (§ 3). 
Er hält an dem Grundsatz des Mindestanteils 
fest. Dies besonders deswegen, weil die Größe 
des Miteigenturnsanteils nicht nur für die Höhe 
des Kaufpreises, sondern - in der Regel auch -
für die Verteilung der künftigen Lasten und Er­
trägnisse entscheidend ist (§ 15); diese auch in die 
Zukunft wirkende Folge erfordert eine beson- . 
dere Regelung. Dieser Grundsatz ist überwiegend 
auch im Begutachtungsverfahren anerkannt wor­
den. Den vereinzelt gebliebenen Vertretern der 
"freien" Anteilsbildung ist einerseits das in 
unserer Rechtsordnung begründete Gebot der 
grundsätzlichen übereinstimmung des sachen­
und schuldrechdichen Bereiches sowie anderseits 
die besonders bei den Großplanungen des Woh­
nungseigentumsbaus bestehende Unzahl von 
juristischen, technischen und wirtschaftlichen 
Fragen entgegenzuhalten. 

Im Sinn der erhobenen Einwendungen geht 
aber der Entwurf von der geltenden Berech­
nungsgrundlage - Jahresrnietzins (J ahresmiet­
wert) für 1914 - ab, zumal da die größere An­
zahl der im Wohnungseigentum geteilten Häuser 
die Neubauten stellen. Als Berechnungsgrundlage 
soll in Hinkunft der Nutzwert dienen. Der 
Entwurf räumt aber den Miteigentümern ein, an 
Stelle der Nutzwerte die Nutzflächen als Berech­
nungsgrundlage zu vereinbaren (§ 3 Abs. 1). 

Die Vor- und Nachteile dieser Berechnungs­
formen sind augenscheinlich. Die Berechnung 
nach dem Nutzwert ist die gebräuchliche Berech­
nungsart. Sie ist aber in der Regel mit einem 
erheblichen Verwaltungs- und Kostenaufwand 
verbunden. Von der übergangs- und Einfüh­
rungszeit abgesehen, ist aber auch diese Berech­
nungsform nicht aufwendiger als die geltende 
Berechnungsform nach dem Jahresrnietzins (J ah­
resmietwert) für 1914, zumal da die für die 
Berechnung maßgebenden Tatbestandsmerkmale 
leichter erhoben, erfaßt und beurteilt werden 
können als die in der Kronenwährung ausge­
drückten, zumeist nur fiktiven Jahresrnietzinse 
(Jahresrnietwerte) für 1914. 

Die Berechnung nach der Nutzfläche ist in 
der Regel nur zielführend, wenn die Gleichwertig­
keit der Nutzflächeneinheiten gegeben und für die 
Wohnungseigentumswerber auch überschaubar ist. 
Sie ist in der Regel wesentlich einfacher und 
billiger als die Berechnung nach dem Nutzwert. 
Obwohl im Begutachtungsverfahren zum Teil 
bezweifelt worden ist, daß der Berechnung nach 
der Nutzfläche eine praktische Bedeutung beizu­
messen sein wird, hält. der Entwurf an dieser 
einfacheren und billigeren Berechnungsform als 
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Alternativlösung aus der überzeugung fest, daß 
bei den zumeist überschaubaren kleineren Planun­
gen - der Wohnungseigentumsbau setzt bei den 
Zweifamilienhäusern ein - dafür ein Bedürfnis 
besteht, zumal da hiefür auch die Praxis der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft - die Nut­
zungsentgelte werden zumeist nach der Nutz­
fläche berechnet -spricht~ 

Diese Berechnungsgrundsätze können auch auf 
die Altbauten angewendet werden, weil es im 
Bereich des WEG "nicht auf die absolute Höhe 

aa) Stellplatz, d. i. die Standfläche für ein 
Kraftfahrzeug auf einem Einstellplatz oder ,in 
einer Garage; 

bb) Einstellplatz, d. i. eine unbebaute' oder 
mit einem Schutzdach versehene Grundfläche, die 
zum Einstellen von (zumeist) mehreren Kraft­
fahrzeugen bestimmt ist; 

cc) Garage, d. i. der Raum, der zum Ein­
stellen von (zumeist) mehreren Kraftfahrzeugen 
bestimmt ist. 

des Zinses für das einzelne Objekt ankommt" c) Wird an einer Wohnung oder sonstigen 
(so Bor 0 t h a, Das Wohnungseigentumsgesetz, Räumlichkeit Wohnungseigentum begründet, so 
18), sondern nur auf einen "relationssicheren" 

ist es im Lastenblatt zugunsten des Wohnungs-
Vergleichsmaßstab innerhalb eines Hauses. Hieran... d d ··b· .. 
.. d ch d· F··II ·ch d ß· . Al elgentumers als Last er en u ngen Mltelgen-an ern au le a e m ts a 10 emem t- .. .. d ·1· . . ' . . turnern gehoren en Antel e emzutragen. Das 1st 
haus WohnungseIgentum und MIetrechte, dIe dem d· . l·ch ch ch ff d E· t üb 
MG 1" . b 1 ·1 d· le elgent 1 e, re ts a en e 10 ragung. er-

M
. ';1ntber lech gen, geme

d
lnsa

d
m MestGe len'd wd~I B Ie dies sind aber noch zwei Ersichtlichmad1Ungen 

Ietz10s ere nung na 1 em un Ie e- j .. bl ch . b d b . ch d .. ch d WEG· k: 1m EIgentums att vorges ne en, un zwar el 
re ~ungsgrun satze. na em 10 emem den hierdurch belasteten Miteigentumsanteileri 
unmIttelbaren rechthchen Zusammenhang stehen. d b . d A ·1 d b cht· W h . . h· ... un el em ntel es ere I"ten 0 nungs-DIe SIch Ieraus allenfalls ergebenden tatsadlhchen b 

Verrechnungsfragen sind den Verrechnungsfragen eigentümers. 

gleichwertig, die sich auch bei den (schlichten) Diese komplizierte grundbuchsrechtliche Be­
Miteigentumsgemeinschaften mit einer Gebrauchs- handlung des Wohnungseigentums trägt wesent­
regelung für einzelne Wohnungen (Räumlichkei- lich dazu bei, daß die Grundbuchseinlagen der im 
ten) ergeben k~nnen. I ~oh~ung~eige~tum geteilten Häus~r. viel.fadI U?-

b) Im Schnfttum (besonders Weg a n, aaO) , uberslchthch s1Od. Das Bundesm10lstenum fur 
wurde aufgezeigt, daß die mangelnde Bestim-I Justiz hat deswegen bereits in einem im Jahr 
mung des Begriffes Gesdläftsraum zu Zweifels- 1:59 zur Begutachtung ausgesendeten. Entwurf 
fragen Anlaß gibt; besonders wurde gefordert, i emer Novelle zum WEG 1948 zur Veremfadlung 
die selbständige Begründung des Wohnungs eigen- dieses grundbudlstedlnisdlen Vorganges u. a: die 
turns an Garagen zuzulassen. Einverleibung des Wohnungseigentums im Elgen-

D · A d d . B ch turns blatt vorgeschlagen. Dieser Entwurf ist aber 
lesen nregungen un en 1m eguta tungs- . d 1 d 1 . d B h 'I 

f h H· . d ß d 10 er Fo ge er par amentans len e ana ung 
ver a ren :orgetrage~en 1Oweisen, a as nidlt zu"eführt worden. 
Wohnungs eIgentum mcht nur an Wohnungen b 

und Geschäftsräumen, sondern auch an anderen Da in' der Zwisdlenzeit auch im Sdlrifttum 
Räumlidlkeiten begründet werde, trägt der Ent- (besonders Weg a n, aaO 344) zur Entlastung 
wurf durch die Einführung und Definition des .und zur Förderung der übersichtlichkeit des 
Begriffes "sonstige selbständige Räumlichkeit" Grundbuchs die Einverleibung des Wohnungs­
(§ 1 Abs. 1) Rechnung; dies um so mehr, als der eigentums im Eigentumsblatt als ein mit dem Mit­
Begriff "sonstige Räumlidlkeit" der österreichi- eigentums anteil verbundenes Realrecht gefordert 
schen Gesetzesspradle nicht fremd ist (vgl. § 1 des worden ist, wird das seinerzeit zurückgestellte 
Gesetzes vom 27. Oktober 1862, RGBl. Nr. 88, Anliegen neuerlich aufgegriffen (§ 11 Abs. 1). 
zum Schutze des Hausrechtes; § 139 StPO). 

Die Einführung dieses Begriffes erfordert die 
Anderung des Titels in "Bundesgesetz über das 
Eigentum an Wohnungen und so n s t i gen 
R ä u m 1 ich k e i t e n". 

Bei der systemgerechten Einordnung der Gara­
gen, Einstellplätze und Stellplätze muß bedacht 
werden, daß das Wohnungseigentum grundsätz­
lich das dingliche Recht am (selbständigen) Raum 
ist; überdies muß auf die Begriffsbestimmungen 
der geltenden Garagengesetze (z. B. Reichs­
garagenordnung vom 17. Februar 1939, GBlö 
Nr. 1447; Wiener Garagengesetz vom 27. Sep­
tember 1957, LGBl. Nr. 22) Rücksicht genom­
men werden; sie treffen folgende Unterschei­
dungen: 

Die im Begutachtungsverfahren zum Teil ge­
forderte An1egung gesonderter Eigentums- und 
Lastenblätter ist schon derzeit zulässig (vgl. § 6 
Abs. 2 Allg. GAG) und wird verschiedentlich 
auch gehandhabt. Einer zwingenden Verpflichtung 
der Grundbuchsgerichte zur allgemeinen Hand­
habung dieser Bestimmung stehen derzeit noch 
personelle und verwaltungstechnische Schwierig­
keiten entgegen. 

d) In der öffentlichkeit wird seit mehreren 
Jahren die gemeinsame Begründung des Woh­
nungseigentums durch Ehegatten erörtert und 
gefordert (besonders G s c h n i t zer, Kann ein 
Ehepaar eine Eigentumswohnung erwerben? 
JBI. 1968, 232; Weg a n, aaO 362). Diesbezüg-
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lich liegt auch der Initiativantrag der Abgeord-bisherigen Ehegatten, ihre Miteigentumsgemein­
neten zum Nationalrat Dr.Gruber und Genos- schaft am Mindestanteil und gemeinsamen Woh­
seil vor (H-590 der)3eilagen zu den stenographi- nungseigentum a~fzuheben(§ 10 Abs. 1). Da 
schen Protokollen des Nationalrates - XII. GP). damit zu rechnen ist, daß sich dieses Gebot in 
Zum gleichen Thema hatte der Abgeordnete zum der Regel mit den Interessen der bisherigen Ehe­
Nationalrat Dr. van Tongel bereits im Novem- gatten deckt, wird von der Einführung unmittel-· 
her 1969 an den damaligen Bundesminister für bar wirksamer Zwangsbestimmungen abgesehen, 
Justiz eine mündliche Anfrage gerichtet (Frage- zumal da solche, wenn sie zielführend sein sollen, 
stunde Nr. 2636/M); sie .ist in der Sitzung des auch einen unverhältnismäßigen überwachungs­
Nationalrats am 19. November 1969 beant- aufwand erfordern würden. Abgesehen von den 
wortet worden. Bestimmungen über die Ehewohnung (§ 10 

. -Abs. 2), die. den für die Behandlung der Ehe-
In d~r ü~er~eugung, da~. dlese F~rderung der wohnung geltenden Grundsätzen der Sechsten 

öffen~hchkelt m ~en fanilhenrechtl~~~n Beson- Durchführungsverordriung zum Ehegesetz nach­
der~elten der Ehe .lhre verfassungsmaßlge Re~1t- gebildet sind, überläßt der Entwurf den bisheri­
fertIgung findet, :leht der Entwurf das gemem- gen Ehegatten die Form und den Inhalt der ge­
same.;;. Wohnungselgen~Um von Ehegatten vor. botenen Aufhebung der Gemeinschaft. Vorge­
Im vmn .der ~rgebm~se des Begutachtung~ver- sehen sind weiter Bestimmungen über die Höhe 
fahrens wlrd hlerzu ~lcht das G~sa~thandelgen- und die allfällige Ermäßigung des übernahms­
tum, sond~rn das Elgentu~ (Mltelg~ntum) der preises (§ 10 Abs. 3) sowie darüber, daß bei einer 
Ehegatten Je am. halben ~mdestantell geford~rt Verletzung des Gebotes der Aufhebung der Mit­
(§ 8. Abs. 1); dlese A~telle wer~en. durch, ~as eigentumsgemeinschaft nach dem Tod eines der 
gememsame Wohnungselgentum m emer Welse bisherigen Ehegatten vom Verlassenschafts<Tericht 
verbunden, die etw:~ ~em auch nach .. d~r gelten- durch Versteigerung (§§ 269 ff. AußStrG) der 
den Rechtslage zulasslgen vertragsmaßlgen oder Rechtszu tand z erzwingen ist zu dessen Ver­
letztwilligen Veräußer~ngs- und Belastungsverbot wirklich:ng die u bisherigen Ehegatten mangels 
(§ 364 c ABGB) entspncht (§ 8 Abs. 2). einer anderweitigen Einigung schon vor dem Tod 

.. . verpflichtet gewesen wären (§ 10 Abs. 4). 
Der Entwurf enthalt außerdem Bestimmungen A f G d d E b· d B 

über das Wohnungseigentum der Ehegatten im I 3. u run e:.- rge msse es egut-
Todesfall (§ 9) und bei Nichtigerklärung, Auf- achtungsverfahrens halt der Entwurf an der 
hebung oder Scheidung der Ehe (§ 10). Dies-I Regelung d~s geltenden WEG 1948 fest, daß das 
bezüglich ist eine besondere Regelung schon des-I W.~hnu~gsel~.entum schon auf Grund der Bau­
wegen geboten, weil die durch den Tod eine~ p~ane. emg:raumt un.d erworben werden kann; 
Ehegatten bzw. die Nichtigerklärung, Aufhebung hlermlt wlrd den. 1m Begutacl1tu~gsverfahre.n 
oder Scheidung der Ehe bewirkte tatsäcl1liche volr?etrageneRn Erwagungen der Kredlt- und Kapl­
Beendigung des gemeinsamen Wohnungseigen- ta SIcherung echnung getragen. 
tums auch die juristische Klarstellung dieser Be- Da aber bei den (gerichtliclien oder vertrag­
endigung erfordert. Das Ziel ist grundsätzlich lichen) Bewertungen in einem Frühstadium Ab­
in der Verwirklicl1Ung des systemgerechten weichungen zu dem im Zeitpunkt der Voll­
Rechtszustands, d. i. in der Regel die Vereinigung endung der Bauführung (vgl. § 34 Abs. 1 des 
des zum Erwerb des gemeinsamen Wohnungs- Wohnbauförderungsgesetzes 1968; im folgenden 
eigentums geteilten Mindestanteils in einer Hand, "WBFG 1968" genannt) erkennbaren Sollstand 
zu erblicken. nicht ausgeschlossen werden können, muß zur 

Im Todesfall räumt der Entwurf der Vereini­
gung des Mindestanteils in der Hand des über­
lebenden Ehegatten den Vorzug ein (§ 9 Abs. 1). 
Diese Lösung ist schon deswegen naheliegend, 
weil der überlebende Ehegatte bereits Eigen­
tümer des halben Mindestariteils ist. überdies 
weisen auch familien- und erbrechtliche Grund­
sätze in diese Richtung. Außerdem sind Bestim­
mungen über die Höhe (§ 9 Abs. 2) und die all­
fällige Ermäßigung des übernahmspreises vorge­
sehen, die im Interesse eines ausreichenden Ob­
dachlosenschutzes den Grundsätzen der §§ 11 
und 18 des Anerbengesetzes, BGBl. Nr. 106/ 
1958, nachgebildet sind (§ 9 Abs. 3). 

Im Fall der Nichtigerklärung, Aufhebung oder 
Scheidung der Ehe verpflichtet der Entwurf die 

Vermeidung von Härten die Möglichkeit zu einer 
nam der Vollendung der Bauführung zulässigen 
namträglichen Bewertung eröffnet werden (§ 3 
Abs. 3). Gleichzeitig muß aum dafür gesorgt wer­
den, daß die Ergebnisse einer solmen nachträg­
lichen Bewertung den ihnen entsprechenden 
schuld- und sachenrechtlichen Niederschlag finden 
(§ 3 Abs. 4, § llAbs. 3). 

4. Da der Entwurf sowohl dem Inhalt als auch 
dem Umfang nam nimt mehr als Novelle zum 
geltenden WEG 1948 bezeimnet werden kann, 
wird die Form der Neufassung des WEG gewählt, 
wobei zur leichteren Unterscheidung dem Kurz­
titel die Jahreszahl ,,1972" beigesetzt wird. 

5. Vorsorgen in budgetärer Hinsicht sind nicht 
geboten, weil Auswirkungen in dieser Beziehung 
nicht zu erwarten sind. 
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II. 

Besonderer Teil 

Zum Titel 

Aus den unter I 2 b dargelegten Erwägungen 
ist die hnderung des Titels geboten. 

Zum § 1 

Wie der geltende § 1, so regelt auch der § 1 
des Entwurfes den Begriff und den Gegenstand 
des Wohnungseigentums. 

Im Sinn einer Anregung K 1 a n g s (in Klang 2 

III 1163) wird bereits in der Begriffsbestimmung 
die dingliche Wirkung des Wohnungseigentums 
betont. 

Die Einführung des Begriffes "sonstige selb­
ständige Räumlichkeit" dient der Beseitigung 
~ufgetretener Zweifelsfragen (siehe unter I 2 b), 
wobei das Begriffsmerkmal "selbständig" dem 
§ 5 Abs. 2 lit. a des geltenden WEG 1948 ent­
nommen ist. 

. Im Umfang der Definition dieses neu ein­
geführten Begriffes werden zum Teil auch die 
Garagen den Räumen zugezählt, an denen das 
(selbständige) Wohnungseigentum (Abs. 1) er­
worben werden kann (siehe auch unter I 2 b). 

Bei einer Garage mit nur einem Stellplatz be­
reitet die Zuordnung keine Schwierigkeit. Sie ist 
ein selbständiger, in sich abgeschlossener Raum 
zur Einstellung eines Kraftfahrzeugs. Sie unter­
steht daher dem Abs. 1 und muß demnach auch 
bei der Berechnung der Nutzfläche (§ 5 Abs. 1) 
selbst dann berücksichtigt werden, wenn an ihr 
kein Wohnungseigentum erworben wird. 

Bei einer Garage mit mehreren Stellplätzen 
hängt die Eignung zum Erwerb des Wohnungs­
eigentums nach Abs. 1 von der Widmung als 
Raumeinheit ab; diese Widmung kann sich so­
wohl in der Art (Garagenbetrieb) als auch in der 
Person (e i n Wohnungseigentümer erwirbt das 
Wohnungseigentum am ganzen Raum) mani­
festieren. Ist die Widmung als Raumeinheit ge­
geben, so untersteht diese Garage dem Abs. 1. 

Fehlt bei Garagen mit mehreren Stellplätzen 
die Widmung als Raumeinheit, so ist der Abs. 1 
nicht anwendbar. Diese Garage ist daher bei der 
Berechnung der Nutzflächen nicht zu berücksich­
tigen (§ 5 Abs. 1). Steht aber ein Stellplatz in 
dieser Garage -mit einer Wohnung oder sonsti­
gen Räumlichkeit im Wohnungseigentum (Abs. 2), 
so ist hierauf bei der Berechnung des Nuti.­
werts der Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit 
Bedacht zu nehmen (§ 4 Abs. 1). Wird auch 
kein Recht nach Abs. 2 erworben, so ist diese 
Garage den TeIlen der Liegenschaft zuzuzählen, 
die der allgemeinen Benützung dienen (Abs. 3). 
Die Erträgnisse, die etwa aus der Vermietung 
dieser Garage oder von Stellplätzen. in dieser 
Garage erzielt werden, gebühren aUen Miteigen­
tümern nach dem Verhältnis ihrer Anteile (§ 15 

Abs. 2 Z. 3). Dies gilt auch für die Einstellplätze 
(die Stellplätze auf Einstellplätzen), die nicht mit 
einer Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit im 
Wohnungseigentum stehen (Abs. 2). 

Die im Abs. 2 vorgesehenen Anderungen die­
nen vor allem der Abgrenzung zu dem im Abs. 1 
bestimmten Begriff der sonstigen Räumlichkeit. 

Die übrigen Anderungen haben in sprachlichen 
Erwägungen ihre Grundlage. 

Zum § 2 

Der Abs. 1 umschreibt allgemein den Miteigen­
tumsanteil, den ein Miteigentümer oder Ehe­
gatten als Miteigentümer zum Erwerb des Woh­
nungseigentums er r eie h e n müssen: der 
Miteigentumsanteil kann daher auch größer 
sein; vgl. § 2 des geltenden WEG 1948. über­
dies enthält er den ersten Hinweis auf das 
Wohnungseigentum von Ehegatten. 

Der Ahs. 2 übernimmt den geltenden § 4 
WEG 1948 mit der - dem Sinn nach auch schon 
jetzt geltenden - Aussage, daß ein Wohnungs­
eigentümer seine Zustimmung zum Erwerb eines 
neuen Wohnungseigentums dann (aber auch nur 
dann) verweigern darf, wenn durch das neue 
Wohnungseigentum sein bestehendes Wohnungs­
eigentum aufgehoben oder eingeschränkt würde 
(wie etwa durch die Sperre oder wesentliche Er-­
schwerung der Zufahrt zu dem mit seiner Woh­
nung im Wohnungseigentum stehenden Stell­
platz in einer Gar;lge oder auf einem Einstell­
platz). 

Hieraus folgt, daß auf die im Begutachtungs­
verfahren zum Teil bestrittene Pflicht zur all­
fälligen Erzwingung der Zustimmung nicht ver­
zichtet werden kann, zumal da durch diese pflicht 
auch das "Gehör" sichergestellt wird. 

Zum § 3 

Die rechtspolitischen Erwägungen, die für die 
Einführung der Nutzwerte (Nutzflächen) als Be­
rechnungsgrundlage bestimmend sind, ergeben 
sich aus den Ausführungen unter I 2 a. 

Im äußeren Ausbau (Verhältnisrechnung) ent­
spricht der Abs. 1 dem geltenden § 2 WEG 1948. 
Der Mindestanteil wird aber als bestimmte Größe 
umschrieben (vg1.hierzu auch die §§ 6 und 11). 

Von den Fällen des Abs. 3 abgesehen, schließt 
die rechtswirksam geschlossene Vereinbarung der 
Miteigentümer, über die. Berechnung. der Min­
destanteile nach der Nutzfläche die Berechnung 
nach. den Nutzwerten - damit aber auch die ge­
richtliche Festsetzung der Nutzwerte (mangeln­
des Rechtsschutzinteresse) - aus. Aber: eine so 
geschlossene Vereinbarung kann nach den Grund­
sätzen der Vertr<tgsfreiheit auch aufgehoben 
werden. 

Der Abs .. 2 gilt sowohl für die- erstmalige An­
tragstellung als auch für die iin Abs. 3 geregelten 

240 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)12 von 40

www.parlament.gv.at



240 der Beilagen 13 

Anträge auf Neufestsetzung oder Festsetzung 
der Nutzwerte anstatt der vereinbarten Berech­
nungsgrundlage. Durch die Einbeziehung der 
"Wohnungseigentumswerber" in den zur An­
tragstellung legitimierten Personenkreis soll (be­
wußten oder unbewußten) Verzögerungen vor­
gebeugt werden. Eine besondere Bedeutung 
kommt dieser weiteren Fassung bei den befriste­
ten An~rägen nach Abs. 3 zu. 

In der gerichtlichen Entscheidung sind die 
Nutzwerte all e r Wohnungen und sonstigen 
Räumlichkeiten so festzusetzen, daß hieraus die 
einzelnen Mindestanteile eindeutig bestimmbar 
sind. Der für die Einräumung und die Eintra­
gung des Wohnungseigentums bestimmende 
Mindestanteil des einzelnen Wohnungseigen­
tümers . wird in der Regel in der Form eines 
Bruches auszudrüCken sein, und zwar: 

Nutzwert (Nutzfläche) der einzelnen Wohnung oder 
sonstigen Räumlichkeit 

Gesamtsumme der Nutzwerte (Nutzflächen) aller Woh-; 
nungen und sonstigen Räumlichkeiten der; Liegenschaft 

im Einzelfall kann es auch zweCkmäßig sein, den 
bestimmenden Mindestanteil in der Form eines 
Dezimalbruchs auszudrücken; Erwägungen der 
Lesbarkeit und Verwechslungsfähigkeit werden 
für die Wahl der einen oder der anderen Aus­
druCksform entscheidend sein. 

Zum Abs. 3 ist anzumerken, daß die Spruch­
praxis schon zum geltenden § 2. WEG 1948 die 
"Neuparifizierung" anerkennt, wenn sich die 
Verhältnisse ändern. Durch die Umstellung auf 
die neuen Berechnungsgrundlagen kommt der 
Neufestsetzung oder der Festsetzung anstatt der 
vereinbarten Berechnung eine erhöhte Bedeutung 
zu. Es werden daher die hierfür maßgebenden 
Gründe objektiviert - a) Festsetzung der Nutz­
werte oder Vereinbarung der Nutzflächen vor 
der Vollendung der Bauführung; b) Anderung 
des Mindestanteils auch nur eines Wohnungs­
eigentümers um mindestens 10 v. H. - und das 
Recht zur Antragstellung im Dienst der Rechts-
sicherheit befristet. . 

Die Bestimmung über die Mindeständerung 
von 10 v. H. beruht auf der überlegung, daß 
geringere Schwankungen kaum mehr sachgerecht 
bestimmbar sind. 

Die Entscheidungen nach Abs. 3 haben mehr 
oder minder weitreichende Anderungen der 
oder einzelner Mindestanteile zur Folge. Ist an 
allen Wohnungen und sonstigen Räumlichkeiten 
eines Hauses das Wohnungseigentum unter Zu­
grundelegung der im Planungs stadium fest­
gesetzten Nutzwerte oder vereinbarten Nutz·· 
flächen erworben worden, so führt die Entschei­
dung nach Abs. 3 dazu, daß nachher für einzelne 
Gegenstände des Wohnungseigentums ein höhe­
rer, für andere ein niedrigerer Mindestanteil be­
stimmend ist. Da in diesem Beispielsfall jeder 

Wohnungseigentümer nur Miteigentümer des 
Mindestanteils ist, der sich aus der früheren 
Festsetzung (Vereinbarung) errechnet, würde bei 
einzelnen Wohnungseigentümern der Miteigen­
tumsanteil niedriger, bei anderen aber höher als 
der zur Begründung des Wohnungseigentums 
erforderliche Mindestanteil sein; die amtswegige 
Löschung (§ 11 Abs. 3) des Wohnungseigentums 
der Miteigentümer mit dem zu geringen Mit­
eigentums anteil wäre die Folge. Zur Vermeidung 
dieser Härten ist ein Ausgleich geboten (vgl. unter 
I 3). 

Ausgehend von der überlegung, daß in sol­
chen Fällen dem Wohnungseigentum das wirt­
schaftliche Schwergewicht zukommt, sieht der 
Entwurf eine "Ausgleichspflicht" vor. Vor allem 
aus verfassungsrechtlichen Erwägungen (Schutz 
des Eigentums) wird die gegenseitige "Ausgleichs­
pflicht" auf die Miteigentümer (einschließlich der 
Rechtsnachfolger) beschränkt, "die einen Mit­
eigentumsanteil zur Begründung des Wohnungs­
eigentums erworben oder einem dieser Miteigen­
tümer den zur Begründung des Wohnungseigen­
tums erforderlichen Mindestanteil veräußert 
haben'~. Bei diesem Personenkreis ist auf Grund 
der vertragsrechtlichen Zusammenhänge die ge­
meinsame Absicht klar, daß jedem von ihnen der 
"zur Begründung seines Wohnungseigentums er­
forderliche Mindestanteil" zukommen soll. Zum 
Teil wird dies bereits jetzt in den Verträgen in 
einer zur Verbücherung nötigen Form ausge­
drüCkt (v gl. hierzu § 11 Abs. 3). Da bei diesen 
Vorhaben der Erwerb (Verkauf) der Miteigen­
tumsant.eile nur eine juristische Voraussetzung 
für den eigentlichen GeschäftszweCk (Begründung 
und Erwerb des Wohnungs eigentums) bildet, 
k~nn auch davon ausgegangen werden, daß die 
"Ausgleichspflicht" nicht nur in inhaltlicher, son~ 
dern auch in preislicher Hinsicht den so geschlos­
senen Verträgen innewohnt; daher ordnet der 
Abs. 4 auch an, daß mangels einer anderen Ver­
einbarung für die im Rahmen der "Ausgleichs­
pflicht" übernommenen Miteigentumsanteile kein 
(weiteres) Entgelt zu entrichten ist. 

Durch die umschriebene "Ausgleichspflicht" 
kann aber nicht in allen Fällen sichergestellt wer­
den, daß jedem Wohnungseigentümer (Woh­
nungseigentumswerber) der zur Begründung 
seines Wohnungs eigentums erforderliche Mindest­
anteil zukommt. Die vorgesehene "Ausgleichs­
pflicht" yersagt etwa dann, wenn nur ein Hälfte­
eigentümer Miteigentumsanteile zur Begründung 
des Wohnungseigentums veräußert und sich 
durch die Entscheidung nach Abs. 3 nachträglich 
herausstellt, daß die Summe der erforderlichen 
Mindestanteile den Hälfteanteil übersteigt. Ist 
der andere Hälfteeigentümer zur Veräußerung 
des erforderlichen Restanteils nicht bereit, so yer­
sagt die "Ausgleichspflicht", zumal da dieser 
Hälfteeigentümer nicht dem "ausgleichspflichti-

3 
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gen" Personenkreis unterstellt werden kann. In es nur auf den "relationssimeren" Vergleims­
diesen Ausnahmefällen können Härten nur durm. maßstab innerhalb des Hauses ankommt (so 
eine besonders überlegte und voraussmauende Bor 0 t h a, aaO). 
Vertragsgestaltung vermieden werden. 

Zum § 4 

Diese im Wortlaut verdimtete Beremnungs­
vorsmrift ist das Ergebnis des Begutachtungs­
verfahrens; sie nimmt im besonderen auf den 
vom Obersten Gerimtshof ~argebotenen Vor­
smlag Bedacht. 

Der Ausgangspunkt der Nutzwertberemnung 
ist die. Nutzfläme aller zur Begründung des 
Wohnungseigentums geeigneten selbständigen 
Wohnungen und sonstigen selbständigen Räum­
lichkeiten (§ 1 Abs. 1). Zur Feststellung der 
Nutzflächen dient in erster Linie die gemäß 
§ 18 Abs. 1 Z. 8 lit. b vorzulegende gegliederte 
Aufstellung. Durch die Nutzflächen werden be­
reits die Wertuntersmiede erfaßt, die bloß in der 
untersmiedlichen Größe der einzelnen Woh­
nungen und sonstigen Räumlimkeiten ihre Ur­
sache haben. Sodann ist zu prüfen, ob sonstige 
werterhöhende oder wertvermindernde Unter­
smiede bestehen. Ist dies nicht der Fall oder 
betragen die bestehenden Wertuntersmiede 
weniger als 10 v. H. der Nutzfläche .(Abs. 2), 
so sind der Nutzwert und die Nutzfläme gleim. 
Das Ausmaß der Nutzfläme ist unter Vernach­
lässigung von Dezimalstellen als Nutzwert vorzu­
tragen. 

Die Aufzählung der Tatbestandsmerkmale, die 
einen werterhöhenden oder wertvermindernden 
Untersmied anzeigen, ist demonstrativ; sie baut 
auf den Erfahrungen auf, die bei den schon bisher 
gebotenen "Parifizierungen" (vgl. § 3 MG; § 2 
des geltenden WEG 1948) gewonnen worden 
sind. E n t s p r e ehe n d ist der Zusmlag (Ab­
strich), der den Wertunterschied <Inzeigt, der 
zwismen den einzelnen höher- oder geringer­
wertigen Objekten bzw. zum Durchschnitt aller 
Wohnungen und sonstigen Räumlimkeiten der 
Liegenschaft besteht. Obwohl auf die zahlen­
mäßige Vorausbestimmung der Höhe des Zu­
schlags (Abstrims) mit Rücksimt auf den hierbei 
bestehenden und auch weiterhin zu erwartenden 
Möglimkeitenreimtum verzichtet werden muß, 
bestehen dom keine Bedenken, daß im Einzel­
fall der den tatsächlichen Wertunterschieden ent­
sprechende Zusmlag (Abstrich) rimtig ausgemit­
telt wird, zumal da hierzu auch die Relationen 
zur Verfügung stehen, die sim aus den Nutz­
wert- und Mietzinsunterschieden in Häusern 
mit vergleimbaren Verhältnissen ergeben. Die 
Relationsuntersmiede und die daher gebotenen 
Zusmläge (Abstriche) werden bei den einzelnen 
Häusern in der Regel geradezu plastism in Er­
scheinung treten. Im Bereich des WEG kann 
damit das Auslangen gefunden werden, zumal da 

Zum § 5 

Die Nutzfläche wird, soweit dies für den 
Bereich des WEG vertretbar ist, unter Bedacht­
nahme auf die Begriffsbestimmung des§ 2 Abs. 1 
Z. 8 WBFG 1968 umschrieben (Abs. 1). 

Da die Einräumung und der Erwerb des W oh­
nungseigentums schon auf Grund der Baupläne 
zulässig ist (siehe unter I 3) und in diesem Zeit­
punkt die Naturmaße nicht vorliegen, muß in 
der Regel der behördlich genehmigte Bauplan 
der Nutzflächenermittlung zugrunde gelegt wer­
den. Die Ermittlung nam dem Naturrnaß kommt 
erst nach der Vollendung der Bauführung in 
Betracht; auch in diesem Zeitpunkt können die 
Planmaße zugrunde gelegt werden, sofern keine 
Abweichungen behauptet und erwiesen werden 
(Abs.2). 

Da im Fall der vereinbarten Berechnung der 
Mindestanteile nach den Nutzflächen (§ 3 Abs. 1) 
der Mindestanteil aus dem Verhältnis der Nutz­
flächen zu errechnen ist, müssen aus grundbuchs­
technischen Erwägungen die Bruchteile von 
Quadratmetern vernachlässigt werden (Abs. 3). 

Zum § 6 

Der Abs. 1 entspricht dem geltenden § 3 WEG 
1948. Durch die Einfügung des Begriffes "Min­
destanteil" wird die im Smrifttum erörterte 
Zweifelsfrage, ob sich die Verfügungsbeschrän­
kungen auch auf einen allfälligen "Mehranteil" 
des Wohnungseigentümers erstrecken (so 
Bor 0 t h a, aaO. 34), in dem Sinn klargestellt, 
daß die untrennbare Verbindung nur mit dem 
Mindestanteil besteht (vgl. K I a n g in Klang! 
III 1165; Z i n g her, Mietengesetz 15 203). 

Der Abs. 2 entspricht inhaltlich dem geltenden 
§ 5 Abs. 3 WEG 1948. Zur KlarsteIlung (vgl. 
K Li n g in Klang 2 III 1169) wird aber der Hin­
weis auf den § 25 Abs. 2 des Liegenschafts­
teilungsgesetzes aufgelöst. 

Der Abs. 3 entspricht inhaltlim dem geltenden 
§ 6 WEG 1948. Dabei wird der Text der geänder­
ten Eintragungsform angepaßt. Da das Woh­
nungseigentum - trotz der Verbücherung im 
Eigentumsblatt - die Remte der anderen Mit­
eigentümer zumindest tatsächlich berührt, ist die 
Beibehaltung dieser Bestimmung ein Gebot ge­
setzgeberischer Vorsicht. 

Zum§7 

Dieser Paragraph entsprimt in seinen Grund­
sätzen dem geltenden § 7 WEG 1948. Die für die 
Zeit des Bestehens eines gemeinsamen Woh­
nungseigentums von Ehegatten gebotene Aus­
nahme vom Unteilbarkeitsgrunds<ltz wird durcfi 
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die untrennbare Verbindung der Anteile der 
Ehegatten am Mindestanteil (§ 8 Abs. 2) und die 
Bestimmungen aufgewogen, die die system­
gerechte Wiedervereinigung der Anteile am Min­
destanteil nach der Auflösung der Ehe zum Ziel 
haben (besond~rs § 9 Abs. 1, § 10; siehe auch 
unter i 2 d). 

Die Anderungen im Abs. 2 haben vorwiegend 
in sprachlichen Erwägungen ihre Grundlage; im 
besonderen sind inhaltliche Anderungen weder 
hinsichtlich der Form der Versteigerung 
(§§ 269 ff. AußStrG) noch der Beachtlichkeit 
systemgerechter Erbenübereinkommen beabsich­
tigt. 

Zum § 8 

Die für die Einführung des gemeinsamen Woh­
nungseigentums von Ehegatten maßgebenden 
grundsätzlichen Erwägungen wurden bereits 
unter I 2 d dargelegt. 

Der Abs. 1 regelt die Voraussetzungen zum 
Erwerb des gemeinsamen Wohnungseigentums. 
Hierbei kann sich der Entwurf auf die Regelung 
des Innenverhältnisses beschränken, weil sich das 
gemeinsame Wohnungseigentum vom (sonstigen) 
Wohnungseigentum nicht durch die juristische 
Qualität, sondern bloß durch die Personenmehr­
heit (den Ehegatten) unterscheidet. Es können 
daher auch die im historischen Ablauf verschie­
denen Erwerbsvorgänge- a) Ehegatten ver­
binden ihre Miteigentumsanteile, die sie seiner­
zeit erworben haben, zum Mindestanteil und 
erwerben hierauf nach den für die Begründung 
des Wohnungseigentums allgemein gültigen Be­
stimmungen. (siehe besonders § 2 Abs. 2) das 
(gemeinsame) Wohmingseigentum; b) ein Ehe­
gatte, der bereits Wohnungseigentümer ist, über­
trägt seinem Ehegatten unter gleichzeitiger Be­
gründung des gemeinsamen Wohnungseigentums 
(siehe § 7 Abs. 1) den halben Mindestanteil, d. i. 
in bezug auf die ganze Liegenschaft der Mit­
eigentumsanteil, der der Hälfte des Mindest­
anteils entspricht - juristisch gleich behandelt 
werden. . 

Um die Grundlagen für das gleiche rechtliche 
Schicksal der durch das gemeinsame Wohnungs­
eigentum verbundenen Miteigentumsanteile zu 
schaffen, verlangt der Entwurf, daß die Ehe­
gatten Eigentümer je des halben Mindestanteils 
sein müssen und daß diese Anteile nicht ver­
schieden belastet sein dürfen. 

Der Abs. 2 regelt die WirkuIligen des geme'in­
'Samen Wohnungseigentums inder Weise, 

1. daß in die für das Wohnoogseigentum und 
den Mindestanteil geltende Untrennbarkeit (§ 6 
Abs. 1) die Anteile am Mindestanteil eiIlibezogen 
werden und 

2. daß den Ehegatten nur ein gemeinsames Ver­
fügungsrecht zugestanden wird. Hiedurch wird 
das im System' begründete Gebot des gemeinsa­
men rechtlichen Schicksa1s sichergestellt. 

Der Abs. 3 regelt Idie H~tung ,der Ehegatten 
für die Verbindlichikeitenaus ihrem gemein­
samen Wohnungseigentum. Diesbezüglich ist die 
Haftung zur ungeteilten Hand eine Selbstver­
ständlichkeit, zuma'l da sonst die finanzielle 
Ordnung der Mit- und Wohnungseigentums­
gemeinschaft empfindlich g,estört wäre und sich 
eine solche Störung auch in einer Di-skriminie­
rung des gemeinsamen Wohnungseigentums von 
E'~egatten auswirken könnte; 

Die im Begutachtungsverfahren zum Teil er­
örterte Frage, ob un'd inwieweit die Ehegatten 
mit dem gemeinsamen Wohnungseigentum auch 
für an'dere Verbindlichkeiten haften sollten, tritt 
in den Hintergrund, zumal da der Vergleich mit 
einem vertragsmäßigen oder letztwilligen gegen­
seitigen Veräußerungs- und Belastungsverbot 
(§ 364 c ABGB) naheliegt. 

Zum § 9 

Dieser Paragraph regelt das Sch'icksal des ge­
meinsamen Wohnungseigentums im Todesfall, 
wobei im Sinn der Ausführungen unter I 2 d der 
Vereinigung des Mindestanteik und W ohnungs­
eigentums in der Hand 'des überlebenden Ehe­
gatten der Vorzug eingeräumt wird. 

Der Abs. 1 unterscheidet dabei .drei Beispiels­
fälle: 

1. Der Anteil des Verstorbenen kommt dem 
überlebenden Ehegatten als Er'hen oder' Ver­
mächtnisnehmer allein ZU; eine Sonderregelung 
ist nicht geboten; es gelten ,die erhrechtlichen 
Bestimmungen uneingeschränkt. 

2. Zwischen dem ube.rlebenden Ehegatten und 
den (sonstigen) Beteiligten des Verlassenschafts­
verfahrens kommt rechtzeitig eine Vereinbarung 
zustande, fdie eine 'den Grundsätzen des WEG 
(siehe besonder,s § 7) entsprechende Rechtsnach­
folge sicherstellt; Mer kommt die Vereinbarung 
zum Tragen; Sonderbestimmungen sind nur in 
beZug auf den Zeitpunkt dieser Vereinbarung 
und .die Beteiligung ,des Verlassenschaftsgerichts 
bei der Eintragung in,d~s Grundbuch (siehe § 178 
AußStrG) geboten. 

. 3. In allen übrig,en Fällen wächst der Anteil 
des Verstorbenen am Mindestanteil und gemein: 
samen Wohnungseigentum ,dem überlebenden 
Ehegatten gegen Zahlung eines übernahmspreises 
zu (Vereinigung des Mindestanteils und Woh­
nungseigentums in .d'er Hand ,des überlebenden 
Ehegatten). 

Der Ahs. 2 regelt den übernahmspreis. Da 
dieser - von den Sonderfällen des Abs. 3 ab­
gesehen - grundsätzlich die Hälfte ,des gemei­
nen Wertes des (ganzen) Min'clestanteils und ge­
meinsamen Wohnungseigentums beträgt, sind 
diesbezüglich die im Begutadltungsverfah.ren. zUm 
Teil geäußerten Bedenken einer unvertretharen 
Benachteiligung der Erben nicht berechtigt'. 

240 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 15 von 40

www.parlament.gv.at



16 240 der Beilagen 

Der Abs. 3 sieht hinsichtlich des übernahms­
preises für die im gemeinsamen Wohnungseigen­
tum gestandene Wohnung, die dem überlebenden 
Ehegatten zur Befdedigungseines ,dringenden 
Wohn'bedürfniss-es dient (vgl. § 19 Abs. 2 Z. 11 
MG), ein Mäßigungsrecht vor, das den Grund­
sätzen der §§ 11 und 18 des Anerbengesetzes 
nachgebildet ist. Dieses Mäßigungsrecht ist ein 
Gebot ,des Obdachlosenschutzes; die da'durch be 
wirkte Schmälerung des Anteils der Erben (Mit­
erben) muß in Kauf ,genommen werden; zumal 
da ohne Mäßligungsrecht vielfach nicht nur der 
überlebende Ehegatte, sondern auch die mit­
wohnenden Kinder von Obdachlos'igkeit b~droht 
wären. 

Zum § 10 

Da das gemeinsame Wo'hnungseigentum nur 
für Ehegatten zugelassen wird, und - besonders 
auch aus grundbuchstechnischen Gründen- der­
zeit nur für Ehegatten zugelassen werden kann, 
sind Bestimmungen über ,die Aufhebung der 
während der Ehe begründeten Gemeinschaft nach 
der Nichtigerklärung, Aufhebung odrer Scheidung 
der Ehe ,geboten. Im Sinn der Ausführungen 
unter I 2 d räumt der Entwurf der Initiative der 
bisherigen Ehegatten ,den Vorrang em. 

Der Entwuif unterscheidet im wesentlichen 
drei Fristen (Zeitpunkte): 

1. Die Frist eines Jahres ab dem Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils über die Nichtigerklärung, 
Aufhebung oder Scheidung der Ehe (Abs. 1). In 
,diesem Zeitraum kann von jedem der bisheri­
gen Ehegatten die Aufhebung der bisherigen Ge­
meinschaft unter den Voraussetzung-en bzw. Be­
schränkungen des § 830 ABGB mit Klage ver­
langt werden. Durch den in diesem Zeitraum 
zulässigen Einwand der Unzeit oder des Nachteils 
(§ 830 ABGB) wird eine den beiderseitigen An­
liegen der bisherigen Ehegatten dienende Eini­
gung begünstigt. Dem Einwand der Unzeit oder 
des Nachtei}s wird eine besondere Bedeutung 
beizumessen sein, wenn es sich um die Ehe­
,wohnung handelt und ein Antrag nach dem 
Abs. 2 bereits gestellt oder doch zulässig ist. In 
diesem Zeitraum muß auch der allfällige Antrag 
auf "übertragung" 'der die Ehewohnung hetref­
fen'den Anteile gestellt werden (Abs. 2). 

2. Der Zeitraum ab dem Verlauf der allenfalls 
durch ein Verfahren nach Abs. 2 verlängerten 
Jahresfrist (Abs. 1). Ist bis zu diesem Zeitpunkt 
die während der Ehe begründete' Gemeinschaft 
nicht auf.gehoben worden, so kann gegen die 
spätere Klage' eines ,der bisherigen Ehegatten auf 
Aufhebung der Geri-leinschaft (§ 830 ABGB) der 
Einwand der Unzeit, des N achteik oder einer 
anderslautenden Vereinbarung . nicht erhoben 
werden. Ab ,diesem Zeitpunkt ist auch der bis 
dahin durchden.§8 Abs. 2 gewährte Schutz des 
gemeinsamen W<;Jhnungseigentums vor dem Zu-

griff des Gläubigers ein es der bisherigen Ehe­
gatten sachlich nicht mehr vertretbar; es kann 
daher der Anspruch auf Aufhebung der während 
der Ehe begründeten Gemeinschaft der Zwangs­
vollstreckung unterworfen werden, die in der 
Regel durch die Pfändung des Teilungsanspruchs 
(§ 331 EO) zu bewirken und durch die Ermäch­
tigung des betreibenden Gläubigers zur Geltend­
machung im Rechtsstreit durchzusetzen sem 
wird. 

3. Der Zeitpunkt des Todes eines der bisheri­
gen Ehegatten (Abs. 4). Ist bis zu diesem Zeit­
punkt die während der Ehe begründete Gemein­
schaft nicht aufgehoben worden und steht auch 
ein Anspruch auf übertragung der Anteile nach 
Abs. 2 nicht oder nicht mehr zu, so steht fest, 
daß die bisherigen Ehegatten die gebotene pflicht 
Zur Aufhebung der Gemeinschaft verletzt haben. 
Da durch den Tod eine anderweitige Einigung 
ausgeschlossen worden ist, muß vom Verlassen­
schaftsgericht 'durch die Versteigerung des ganzen 
1v1indestanteils und des ,damit verbundenen 
Wohnungseigentums (§§ 269 ff. AußStrG) der 
Rechtszustand erzwungen werden, zu dessen Ver­
wirklichungdie seinerzei~igen Ehegatten mangels 
einer anderweitigen Einigung schon vor dem Tod 
verpflichtet gewesen wären (siehe auch unter 
12 d). 

Für die im gemeinsamen Wohnungseigentum 
stehende Ehewohnung sieht der Entwurf Be­
stimmungen vor (Abs. 2), die in materiellrecht­
licher Hinsicht den Grundsätzen der Sechsten 
Durchführu11lgsverordnung zum Ehegesetz für die 
rechtsgestaltenden Entscheidungen über sonstige 
Ehewohnungen (vgl. besonders §§ 1 und 2) bzw. 
über die Behandlung des gemeinsamen Eigentums 
(v,gI. besonders § 8 Abs. 3, § 10 Abs. 1) nach­
gebildet sind. Hiefür werden auch die im gegebe­
nen Zusammenhang anwendbaren verfahrens­
rechtlichen Bestimmungen der Sechst~n Durch" 
führungsveror,dnung zum Ehegesetz übernom­
men (§ 18 Abs. 2). 

Hinsichtlich des übernahmspreises und all­
fäHigen Mäßigungsrechts (Abs. 3) wird auf die 
Ausführungen zu den ähnlichen Bestimmungen 
des § 9 Abs. 2 und 3 verwiesen. 

Zum § 11 

Die für die EintragUng (Einverleibung) des 
Wohnungseigentums im:' Eigentumsblatt ,der 
Grundbuchseinlagemaßgdbenden grundsätzlichen 
Erwägungen wurden Ibereitsunter 12 c darge­
legt. 

Da das Wohnungs eigentum auf dem Mindest­
anteil einzutragen ist, mit dem es untrennbar 
verbunden ist, ist hei den Miteigentümern, deren 
Miteigentumsanteil den Minaestanteil (Anteil 
am Mindestan teil) übersteigt, die getrennte Ein­
tragung 
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1. des dem Wohnungs eigentum (gemeinsamen 
Wohnungs eigentum) zugrunde liegenden Min­
destanteils (Anteiles am Mindestanteil) und 

2. des durch ,das Wohnungseigentum nicht 
gebunden "Mehranteils" als schlichtes Miteigen­
turn unter Ersichtlichmachung der Nämlichkeit 
(§ 20 GBG 1955) geboten. Obwohl hierdurch der 
Eintragungsvorgang ge.ringfügig erschwert wird, 
bietet dieser Vorgang doch in der Folge (beson­
ders im Hinblick auf die §§ 6 und 7 sowie auch 
auf die Verteilungsbestimmung des § 15 Abs. 2 
Z. 2) Vorteile, die den anfänglichen Mehraufwand 
aufwiegen. 

Im übrigen wird auf ,die in der Anlage I dar­
gelegten Eintragungsmuster hingewiesen. 

Die' Anlführung der Urkun,den, ,die dem An-
. trag in der Regel (sofern sie dem Grundbuchs­
gericht noch nicht vorliegen) beizulegen sind 
(Abs. 2), i'St schon deswegen zweckmäßig, weil 
Abweichungen zum geltenden § 5 WEG 1948 
bestehen. Die im Begutachtungsverfahren zum 
Teil geforderte erschöpfen'de Aufzählung aller 
Urkunden ist mit Rücksicht auf durchaus denk­
bare und in der Praxis auch wiederholt vor­
kommende Besonderheiten nicht möglich. 

Die Vorlage des baubehördlich genehmigten 
Bauplans wird - im Gegensatz zum geltenden 
WEG 1948 - gefor;dert (Abs. 2 Z. 2), damit 
,da's Grundbuchsgericht die beantragte Einver­
leibung des Wohnungs eigentums ordnungsgemäß 
prüfen kann und in ·der Folge auch von jeder­
mann bei der Einsichtnahme in das Grundbuch 
der tatsächliche Umfang des Wohnungseigen­
tums ersehen werden kann. 

Nach der übergangsbestimmung des § 22 
Abs. 2 ist das Wohnungseigentum weiterhin 
nach dem geltenden § 5 WEG 1948 zu ver­
büchern, wenn zumindest an einer Wohnung 
(einem Geschäftsraum) ,der Liegenschaft das 
Wohnungseigentum nach den bisherigen Bestim­
mungen erworben (verbüchert) worden ist. 

Der Abs. 3 sieht unter Bedachtnahme auf die 
bereits zum geltenden WEG 1948 geübte Praxis 
der Grundbuchsgerichte die B'erichtigung der 
durch eine Entscheidung nach § 3 Abs. 3 geän­
derten Mindestanreile gemäß § Ü6 Abs. 1 GBG 
1955 vor, wenn ein solcher Antrag gestellt wird 
und durch den Inhalt einverlei'bungsfähiger 
Urkunden gedeckt ist. Es handelt sich hierbei 
um den Vorgang, auf 'den bereits in den Erläu­
terungen unter I 3 bzw. zum § 3 Albs. 4 hinge­
wiesen wurde . 

Bei einer verantwortungsbewußten und voraus­
schauend überlegten Vertr,agsgestaltung wird von 
dieser Möglichkeit regelmäßig Gebrauch zu 
machen sein, zumal da die durch den § 3 Abs. 4 
gebotene Abhilfe aufwendiger und überdies auch 
nicht immer zielführend ist. Werden ,die Mindest­
anteile so berichtigt, 'So gilt diese Berichtigung 
auch für die bücherlichen Rechte Dritter, die auf 
dem Mindestanteillasten (vgl. § 6 Abs. 2). 

Wird eine solche vertragl'iche Regelung unter­
lassen und besteht auch keine Ausgleichspflicht 
nach § 3 Abs. 4, so muß das Wohnungseigentum 
des Wohnungseigentümers gelöscht werden, 
dessen Miteigentumsanteil ,den zum Erwerb des 
Wohnungseigentums erforderlichen Min'destanteil 
(§ 3 Abs. 1) nicht (nicht mehr) erreicht. 

Die für die Mindestanteile (§ 3 Abs. 1) maß- Zum § 12 
gebende Berechnungsgrundlage ist dem Grund- Der Abs. 1 stimmt mit dem geltenden Recht 
buchsgericht (Abs. 2 Z. 3) überein (siehe den § 8 Abs. 3 WEG 1948). 

1. entweder durch die schriftliche Verein- Im Abs. 2 werden die Grundsätze des § 18 
barung der Miteigentümer über die Berechnung Abs. 1 und 2 MG, deren sinngemäße Anwend­
der Mindestanteile nach den Nutzflächen und barkeit im Schrifttum bereits zum' geltenden 
die von einem für Hochbau zuständigen Zivil- Recht überwiegend bejaht wird~ ausdrücklich mit 
techniker oder gerichtlich beeideten Sachver- der Erweiterung eingeführt, 'daß das Erford~r­
ständigen erstellte gegliederte Aufstellung über nis einer baubehördlichen Bewilligung allein den 
die Nutzflächen 0 der Anspruch des Wohnungseigentümers auf Gestat-

tung ,der dort genannten Knderungen im Inneren 
2. durch die rechtskräftige Entscheidung des seiner Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit 

Gerichtes über die Nutzwerte nachzuweisen. unter allfäUiger Inanspruchnahme anderer Teile 
In den unter 1. genannten Fällen erübrigt sich der Liegenschaft nicht aufhebt, bzw. daß die 

das gerichtliche Verfahren über die Festsetzung anderen Miteig,entümer auch verpflichtet sin,d, 
der Berechnungsgrundlage, weil das Grundhuchs- die zur Vornahme dieser Knderungen allenfalls 
gericht die für die Berechnung der Mindestanteile erforderliche Zustimmung zur Einholung einer 
erforderlichen Grundlagen aus diesen Urkunden behördlichen Bewilligung zu erteilen. Die Erwei­
unschwer entnehmen kann. Hierdurch wird bei terung des Anspruchs des Wohnungseigentümers 
den im Wohnungseigentum geteilten Häusern, trägt der unterschiedlichen Rechtsstellung des 
deren Miteigentümer sich auf die Nutzfläche als dinglich berechtigten Wohnungs eigentümers und 
Berechnungsgrundlage einigen" ein nicht unbe- des smuldrechtlichberechtigten Mieters Rechnung 
trächtlicher Verwaltungs- und Kostenaufwand (vgl. Z i n g her 15, 211; Jen s i k, Miteigentum­
(besonders Sachverständigengebühren) eingespart Wohnungseigentu~, 68). Ausdrücklich werden 
(vgl. Weg a n, aaO. 361; Ausführungen zum § 3) .. im Sinn der zuin § 18 A'bs. 1 und 2 MG vor-
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1iegenden Entscheidungen audt die Außenanten­
nen für den Hörfunk- und Fernsehempfang zu 
,diesen Än'derungen gezählt, sofern. dem Woh­
nungseigentümer der Anschluß an eine beste­
hende Antenne (vor allem aus technischen Grün­
den) nicht möglich oder (besonders auf GruFld 
der allfälligen finanziellen Forderungen und 
AU'fwendungen wirtschaftlich) nicht zumutbar ist. 
Im übrigen kann zur Auslegung dieser Bestim­
mungen auf die zum § 18 Ab$, 1 und 2 MG vor­
liegende Judikatur und Lehre verwiesen werden. 

Auch der im Ahs. 3 erster Satz verankerte 
Grundsatz, daß der Wohnungs eigentümer seine 
Wohnung (sonstige RäJ1mlichkeit) .auf seine 
Kosten zu warten und instand zu halten hat, 
entspricht der herrschenden Lehre (vgl. Bor 0-

t h a, aaO. 43; K I an g in Klang 2 III 1170; 
Z i n g her 15 207; Jen s i k 69). Obwohl diese 
Pflicht bereits aus der gesetzlichen iBegriffsbestim­
mung des Wohnungs eigentums - "... und 
hierüber allein zu verfügen" (§ 1 Abs. 1) -
erschlossen werden kann, ist die ausdrückliche 
Regelung doch ein Gebot der Rechtssicherheit. 
Das gleiche gilt für die Abgrenzung dieser Pflicht, 
die zur Vermeidung von allfäHigen überforde­
rungen so festgelegt wird, "daß den anderen 
Miteigentümern kein Nachteil erwächst". 

Das bereits unter I 1 begründete' grundsätz­
liche Gebot der Sicherung ,der ordnungsgemäßen 
Erhaltung und damit auch des Bestandes der im 
Wohnungseigentum stehenden Wohnungen und 
sonstigen Räumlichkeiten erfordert die im Abs. 3 
ferner umschriebenen Vorsorgen. 

Zum § 13 

, Für die Verwaltung der Liegenschaft mit 
Ausnahme der Teile, die im Wohnungseigentum 
stehen und vom W dhnungseigentümerzu ver­
walten sind (§ 12) - gilt derzeit (§ 8 Abs. 3 
WEG 1948) 'das 16. Hauptstück des zweiten 
Teiles des ABGB (besonder~ §§ 833 bis 838). 
Wesentliche Grundsätze dieser Regelung sind, 

1. daß die Mehrheit, die "nach, Verhältnis der 
Anteile" gezählt wird (§ 833 ABGB), sowohl in 
positiver Hinsicht (eine Verwaltungsmaßnahme 
wird gesetzt) als auch in negativer (die Durch­
führung einer Verwaltungsmaßnahme wird abge­
lehnt) entscheidet (§§ 833, 834 ABGB) und 

2. daß der Mehrheitsbesdtlußfür die Minder­
heit in bezug auf 

,a) die ordentliche Verwaltung (§ 833 ABGB) 
unbedingt bindend, 

h) wichtige Veränd'erungen:IJber nicht unhe­
dingt bindend ist (§§ 834, 835 ABGB). 

Der Entwurf hält im wesentlichen an diesen 
Grundsätzen fest. Das bereits unter I 1 begrün­
dete Gebot, die ordnungsgemäße Erlhaltung des 
im Wohnungseigentum geteilten Hauses und 
damit auch den Bestand der im Wohnungseigen-

turn stehenden Wohnungen un'd sonstigen Räum­
lichkeiten rechtzeitig und einwandfrei zu sichern, 
erfordert aber den Ausibau dieser Bestimmungen. 
Dies gilt besonders für die Fälle, in denen die 
Mehrheit untätig bleibt oder eine "negative" 
Entscheidung trifft. . 

Im einzelnen ist zu den vorgesehenen "Beson­
derheiten" zu bemerken: 

Zur Z. 1: Derzeit fehlt eine Bestimmung über 
die Bildung einer angemessenen Rücklage für 
Erhaltungs- und Verbesserungsarheiten. Obwohl 
viele Wohnungseigen turnsgemeinschaften die 
Rücklage vertraglich vereinbaren, ist angesichts 
der 'allgemeinen wirtschaftlichen Bedeutung der 
Rücklagenbildung bzw. der Bedeutung .ausrei­
chender Rücklagen in den Fällen von Beleh­
nungsschwierigkeiten auch eine gesetzliche Rege­
lung geboten. Dies ist überwiegend auch im 
Begutachtungsverfahren 'anerkannt worden. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen zum 
§ 14 verwiesen. 

Zur Z. 2: Das Gebot der Sicherung der dau­
ernden Befriedigung des Wohnbedürfnisses er­
fordert u. a. eine jederzeit einsatzbereite und 
gut funktionierende Verwaltung, die der 
Gesamtheit der Miteigentümer dient. Diesem 
Gebot tragen die geltenden Bestimmungen -
abgesehen von den überdies bestehenden Zwei­
felsfragen und Auslegungsschwierigkeiten (vgI. 
Jen s i k, aaO. 28) - schon deswegen nicht 
hinreichend Rechnung, weil im Fall der Un­
einigkeit der Miteigentümer unter Umständen 
ein zwei - oder sogar auch mehrfach,er Rechts­
gang notwendig ist (v:gl. Z i n ge r 15 212), der 
dem Anliegen an einer jederzeit "paraten" Ver­
waltung ~eradezu entgegensteht. 

Die im Begutachtungsverfahren zur über­
windung dieses unhefriedigenden Rechtszu­
stands in materiellrechtlicher Hinsichtvorge­
tragenen Anregungen sind vielschichtig und 
widersprüchlich; sie reichen von der zwingen­
den Verpflichtung der Gemeinschaft zur Bestel­
lung eines g,emeinsamen Verwalters bis zur 
Eindämmung der Bestellung von Verwaltern 
auf das gerade noch vertretbare Mindestaus­
maß. Der Entwurf sieht einen' Mittelweg vor. 
Er räumt einerseits jedem W ohnungseigen­
tümer das Recht ein, "die Bestellung eines 
gemeinsamen Verwalters zu verlangen, wenn 
dies zur Wahrung der gemeinsamen Interessen 
geboten ist". Dies kann als eine Annäherung 
an die im Bgutachtungsverfahren zum Teil 
geforderte zwingende Verpflichtung gewertet 
werden, wobei aber die Nachteile der gefor­
derten starren und überdies kaum erzwingbaren 
Regelung vermieden werden bzw. auch ein hin­
reichender Raum für die im Einzelfall (etwa bei 
den kleineren Wohnungseigentumsgemeinschaf~ 
ten) einhellig gewollten anderweitigen Rege­
lungen bleibt. Schon aus Gründen der Konse­
quenz muß aber andererseits .auch j e dem 
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WohnungJeigentümer das Recht zugestanden Zur Z. 5: Durch diese Bestimmung bleibt 
werden, die Ersetzung des bestellten VerwalterJ das eingangs erwähnte Recht der Mehrheit, 
zu verlangen, wenn dieser "die ihm obliegenden die Durchführung von Erhaltungsal'beiten zu 
yerpflich

h 
tr~gen grob vemachlässigt". Hierin beschließ·en (§§ 833, 834 ABGB), unberührt. 

1st auc leme Verstärkung der Kontrollrechte Sie richtet sich in ihrem Wesen gegen die untä­
der Minderheit zu erblicken. tige Mehrheit oder gegen die "Negativ-Ent-
Anzum~rken ist, daß hierdurch das in den scheidungen" der Mehrheit. Aus den unter 

§§ 833 ff! ABGB begründete Recht der Mehr- I 1 a dargeIegten grundsätzlichen Erwägungen 
heit (vg~. K 1a n g in Klang 2 III 1118; kann dem einzelnen Wohnungse1gentümer die 
Jen s i k, I aaO. 29), den bestellten Verwalter Untätigkeit oder die "Negativ-Haltung" der 
auch aus anderen Gründen - etwa aus sonst i- Mehrheit nicht in aUen Fällen zugemutet wer­
gen wichtigen Gründen (vgl. SZ 18/18; 19/73, den. Es räumt daher der Entwurf jedem 
178) - a!bzuberuIen, nicht berührt wird. Wohnungseigentümer das Recht ein, die 

In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist im gege- Durchführung von "Arbeiten an den gemein­
benen Zusammenh~ng eine Konzentration ge- samen Teilen der Liegenschaft, die zur Erhal­
boten. Daher werden die Verfahren über die tungdes Hauses im:bedingt notwendig SInd 
Anträge auf Bestellung eines gemeinsamen Ver- oder der ordnungsgemäßen Erhaltung seiner im 
walters oder Ers·etzung des bestellten Verwal- Wohnungseigentum stehenden Wohnung oder 
ters dem Außerstreitg,ericht. Ü'bertragen (§ 18 sonstigen Räumlichkeit ... - dienen", binnen 
Abs. 1), das hierüber in der Regel in einem einer angemessenen Frist zu verlangen. Hierbei 
einheitlichen Verfahren unte,r Bindung der knüpft der Entwurf im Sinn der Gebote der 
Gemeinschaft und des Verwalters entscheiden Rechtseinheit und Rechtssicherheit an die aus 
kann. dem MG geläufigen, sachlich vergleichbaren Be­

Zur Z. 3: Dieser Bestimm~ng kommt eine 
Bedeutung dann zu, wenn die Mehrheit untätig 
bleibt oder eine "negative" Entscheidung trifft. 
Im übrigen kann auf den § 2 Abs. 2 Z. 4 MG 
verwiesen werden. 

griffe der "unbedingt notwendigen" (§ 7 
Abs. 2 MG) bzw. "ordnungsgemäßen Erhal­
tung (§ 6 Abs. 1 Z. 1, § 8 Abs. 1 MG) an. 
Dem einzelnen Wohnungseigentümer steht das 
Recht zu, wenn die Mehrheit die Durchführung 
von Erhaltungsarbeiten an den gemeinsamen 

Zur Z. 4: Diese B.estimmung ist dem § 1097 Teilen der Liegenschaft untedäßt, die Arbeiten 
ABGB nachgebildet, der den Bestandnehmer zu verlangen, die 

1. lJur Anzeige von Schäden verpflichtet und 
2. als ei,nen Geschäftsführer ohne Auftrag 

betrachtet, wenn er auf das Bestandstiick' einen 
dem Bestandgeber obliegenden (§ 1036 ABGB) 
oder einen nützlichen Aufwand (§ 1037 ABGB) 
gemacht hat. 

Im Bereich des WEG fehlen derzeit solche 
Bestimmungen. Strittig ist besonders die unter 
2. genannte Frage; so vertritt besonders 
K 1 a n g in Klang 2 III 1170 die Ansicht, daß 
dem Wohnungs,eigentümer ein eigenmächtiges 
Eingreifen über die durch den § 12 gezogenen 
Grenzen nicht zugebilligt werden dürfe bzw. daß 
die eigenmächtige Verwaltung des Wohnungs­
eigentümers dort ihre Grenze finde, wo es sich 
um VerfÜlgungs- und Verpflichtungsgeschäfte 
handle, die in ihren Wirkungen auch die 
Rechtssphäre eines oder mehrerer der anderen 
Miteigentümer träfen. 

Da sowohl durch die Unterlassung der An­
zeige von Schäden als auch durch die' Untätig­
keit bei Gefahr im Verzug schwerwiegende 
Nachteile für die Gemeinschaft entstehen kön­
nen, sieht der Entwurf eine dem Grund nach 
dem § 1097 ABGB vergleichbare Regelung vor; 
die von einem Wohnungseigentümer bei Ge­
fahr im Verzug aufgewendeten Kosten sind den 
im § 15 Abs. 1 genannten Aufwendungen zuzu­
zählen. 

1. zur Erhaltung des Hauses unbedingt not­
wendig sind, . d. s. im Sinn der Spruchpraxis 
und des Schrifttums zum § 7 .Nbs. 2 MG die 
At'beiten, die zur Sicherung des Bestandes bzw. 
zur Hintanhaltung einer wesentlichen Ver­
schlechterung des Bauzustands des Hauses ge­
boten sind, oder 

2. der ordnungsgemäßen Erhaltung sei n e r 
(ein unmittelbarer Zusammenhang muß beste­
hen) im Wohnungseigentum stehenden Woh­
nung (sonstigen Räumlichkeit) dienen, d. s. 
unter Bedachtnahme auf die Spruchpraxis und 
das Schrifttum zum § 6 Abs. 1 Z. 1 und § 8 
Abs. 1 MG die Arbeiten. die an den allgemeinen 
Teilen der Liegenschaft zur Erhaltung der durch 
das Wohnungseigentum zugesicherten Benüt­
zung des Einzelobjekts vorzunehmen sind. 

Falls die Voraussetzungen für die Antrag­
steHung durch einen W dhnungseigentümer 
nicht vorliegen oder ein solcher Antrag nicht ge­
stellt wird, entscheidet - wie nach dem geltenden 
Recht - die Mehrheit, ob eine solche Erhal­
tungsarbeit durchgeführt wird. Verweigert die 
Mehrheit die Durchführun,g einer Erhaltungs­
arbeit, die ein hierzu berechtigter Wohnungs'" 
eigentümer verlangt, so kann dieser Wohnungs­
eigentümer die Entscheidung des Gerichtes 
beantragen (§A8 Abs. 1); ;die hierübererge-
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hende (stattgebende) Entscheidung verpflichtet 
die Miteigentümer und den Verwalter; sie 
bi1det gegen die Miteigentümer einen Exeku­
tionstitel (§ '18 Abs. 1 Z. 6). 

Zur Z. 6: Der Grundsatz des geltenden 
Rechtes, daß jeder Miteigentümer zu den von 
der Mehrheit beschlossenen Maßnahmen nadl 
Verhältnis seines Anteiles beizutragen hat 
(§§ 833, 834, 839 ABGB) bleibt aufrecht. Die 
Beitragspflicht erstreckt siro auch auf die Kosten 
der Arheiten, die nach Z. 5 verlangt und durch­
geführt werden. 

Das bereits zum geltenden Recht bei Vor­
liegen bestimmter Voraussetzungen anerkannte 
Recht der Mehrheit, zur Deckung von Erhal­
tungsauslagen die Aufnahme eines Hypothekar­
darlehens zu beschließen (vgl. SZ 34/79; 
MietSlg. 17034; Je TI si k, aaO. 24), wird 
besonders hervorgehoben, weil vielfach die 
Wohnungseigentumsgemeinschaften die Kosten 
von notwendigen größeren Erhaltungsarbeiten nur 
durch Aufnahme eines -Darlehens decken kön­
nen. Daran knüpft auch das dem einzelnen 
Wohnungseigentümer aus den unter I 1 b dar­
gelegten Gründen neu eingeräumte Recht an, 
die Stundung des auf ihn entfallenden Teile.; 
der ungedeckten Kosten einer Erhaltun;;sarbeit 
in angemessenen Raten zu verlangen, wenn ihm 
die sofortige Entrichtung (faktisch) unmöglich 
oder (wirtschaftlich) unzumutbar ist; hierbei 
wird die (wirtschaftliche) Unzumutbarkeit in 
der Regel schon dann anzunehmen sein, wenn 
dem einzelnep Wohnungseigentümer die Be­
schaffung des auf ihn entfallenden Teilbetrags 
nur gegen unverhältnismäßig hohe Zinsen 
möglich wäre. 

Zur Z. 7: Die hier bezogenen "Arbeiten, die 
über die ordnungsgemäße Erhaltung der ge­
meinsamen Teile der Liegenschaft hinausgehen 
(Verbesserungen)", sind in der Regel den 
"wichtigen Veränderungen" (§ 834 ABGB) zu­
zuzählen. Für diese Angelegenheiten gilt der­
zeit das Recht der Minderheit, die Entscheidung 
des Richters anzurufen, "ob die Veränderung 
unbedingt oder gegen Sicherstellung stattfinden 
soll oder nicht" (§ 835 ABGB). An den Grund­
sätzen dieser Regelung häh auch der Entwurf 
fest; die Entscheidungsgrundlage wird aber m 
der Richtung näher bestimmt, 

1. daß dem - weiterhin erforderlichen 
Beschluß der Mehrheit schon dann Berechti­
gung zukommt, 

a) wenn die Kosten durch die Rücklage ge­
deckt und "Arbeiten, die der ordnungs­
gemäßen Erhaltung dienen, in absehbarer Ze.t 
nicht erforderlich sind" oder 

b) wenn die Kosten von der Mehrheit getra­
gen werden und die Minderheit durch die 
Verbesserung ·auch sonst nicht übermäßig beein­
trächtigt wird, und 

2. daß in allen übrigen FäHen der Wider­
spruch der Minderheit beachtlich ist; die in 
diesem Um~ang im Sinn des Minderheiten­
schutzes vorgesehene Einstimmigkeit findet ihre 
Begründung in den durch das WEG 1948 vor­
gezeichneten Zielen des Wohnungseigentums, 
zumal da der als Minderheitenschutz gedachte 
"Austritt aus der Gemeinsch'aft" (§ 834 ABGB) 
diesen Zielen widerstrebt und im Bereich des 
WEG auch die Pflicht zur Sicherstellung (§ 835 
ABGB) nur in Ausnahmefällen die gebotene 
Abhilfe schafft. 

Zum § 14 

Die .Rücklage beruht auf der grundsätzlichen 
Erwägung, daß dem vorausschauenden Anspa­
ren der in absehbarer Zeit notwendigen odel 
zweckmäßigen Auslagen sowohl in wirtschaft­
licher Hinsicht, als auch mit Rücksicht auf. aLl­
fällige Belehnungshindernisse, die bei einem im 
Wohnungseigentum geteilten Haus bestehen 
können, ein besonderes Augenmerk zu s..:hen­
ken ist. In wirtschaftlicher Hinsicht ist beson­
ders auf die mit der Aufnahme eines Darle­
hens verbundenen Kosten für die Geldbeschaf­
fung und Verzinsung hinzuweisen, die oft eine 
beträchtliche Höhe erreichen und die Zahlungs­
pflichtigen vielfach empfindlich belasten. Noch 
schwerwiegender ist es, wenn bei einern im 
Wohnungseigentum geteihen Haus die Belehn­
barkeit mit Rücksicht auf die nQch aushafren­
den Baudarlehen und (oder) sonstige Vor­
lasten ganz oder hinsichtlich einzelner MiL­
eigentumsanteile fehlt. Wenn auf solche Hin­
dernisse nicht rechtzeitig und voraus<;chauend 
Bedacht genommen wird, können schwerwie­
gende finanzielle Nachteile sowie auch bautech­
nische und wohnungsrechtliche Gefährdung,­
lagen die Folge sein. 

Von den Fällen einer besonders schwier,igen 
Lage auf dem Gebiet der ordnungsgemäßen 
Erhaltung abgesehen, muß bei der Bildung der 
Rückl<lJge auch auf die Kosten der in abseh­
barer Zeit tunlichen Verbesserungs"r beiten 
Bedacht genommen werden, weil sonst der 
Ausstattungszustand .der im W ohnungseigen­
tum/ geteilten Häuser erstarren oder sogar ab­
sinken würde. 

Um eine wirtschaftliche überforderung der 
Mit- und Wohnungseigentümer auf Grund 
ihrer Beitragspflicht zur Rücklage auszuschlie­
ßen, wird auch die Bedachtnahme auf die wirt­
schaftliche Lage a!11er Miteigentümer (vgl. § 7 
Ahs. 2 MG) angeordnet. 

Der Spargedanke findet in der pflicht zur 
fruchtbringenden Anlegung seine sinngemäße 
Ergänzung. 

Durch die weitreichenden Verfügungs- und 
Exekutionsbeschränkungen (Abs. 2) und die 
unabdinghare pflicht zur Herausga;be der Rück-
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lage im Fall des Verwalterwechsels (Abs. 3) soll 
die Zweckentfremdung der angesparten Rück­
lage ausgeschaltet werden. 

Zum § 15 

Im Abs. 1 wird der für die Aufwendungen 
bestimmende Verteilungsgrundsatz des gelten-

-den § 8 Abs. 1 WEG 1948 dur<:h Bestimmungen 
über die Zulässigkeit und Wirkung hiervon 
abweichender Vereinbarungen angereichert; da­
bei wird einerseits auf den im Schrifttum (be­
sonders K la n g in Klang 2 III 1172; Z i n­
g he r 15 213) gegen den geltenden § 8 Abi. 4 
WEG 1948 erhobenen Vorwutf der Unklar­
heit und Unzweckmäßigkeit und ,andererseits 
auf die im Begutachtungsverfahren dazu vorge­
tragenen Anregungen Bedacht genommen. 

Obwohl der im Begutachtungsverfahren zum 
Teill betonte Grundsatz, daß (schlichte) Mit­
eigen tümer im allgemeinen Ibefugt sind, ihre 
gegenseitigen Rechtsbeziehungen nach Belieben 
zu regeln, im WEG schon deswegen einer ge­
wissen Beschränkung bedarf, weil sonst die 
zwingenden Bestimmungen. über den Mindest­
anteil (§ 3 Abs. 1) mehr oder minder ins Leere 
geführt würden, kann im Bereich der Auf­
wendungen auf vertraglia.~e Sonderreg elun gen, 
die vom gesetzlichen Verteilungsgrundsatz ab­
weichen, nicht verzichtet werden. Dies beson­
ders deswegen, weil im W ohnungseigentumsba u 
zum Teil die Finanzierungsgrundlagen der ein­
zelnen Wohnungseigentümer wesentlich von­
einander abweichen und weil in vielen Woh·­
nungseigentumshäus.ern Anlagen bestehen, die 
nicht allen Mit- und Wohnungseigentümern 
nach dem Verhältnis ihrer Anteile zugute 
kommen. Hinsichtlich der Aufwendungen hält 
daher der Entwurf am geltenden Grundsatz 
der Zulässigkeit von abweichenden vertrag­
lid1en Regelungen (§ 8 Abs. 4 WEG 1948) fest. 
Er wird aber wie folgt ausgebaut: 

1. Die vom allgemeinen Grundsatz abwei­
:::hende Vereinbarung bedarf der Schriftform 

-(Rechtssicherheit). 

2. Dritten Personen gegenüber ist sie wirk­
sam, sobald diese der Ver,einbarung beitreten 
(durch diese an sich selbstverständliche Aussage 
soll verhindert werden, daß aus der Auflassung 
des geltenden § 8 Abs. 4 WEG 1948 ungewollte 
SGhlüsse gezogen werden). 

3. Einführung einer im beschränkten Umfang 
wirkenden Bindung der Rechtsnachfotger in das 
Miteigentum. Der im Schrifttum und zum Teil 
au<:h im Begutachtungsverfahren diesbezüglich ge­
forderten weitergehenden Ausgestaltung' kann 
nicht Rechnung getragen werden. Im Dienst der 
Rechtssicherheit ist eine Bindung nur vertretbar, 
soweit der für die abweichende Vereinbarung be­
stimmende sachliche Anknüpfungspunkt auch für 
dritte Personen klar erkennbar ist. 

Der Abs. 2 entspricht dem geltenden § 8 Abs. 2 
WEG 1948. Die nach dem geltenden § 8 Abs. 4 
WEG 1948 auch für die Verteilung der Erträg­
nisse zulässige abweichende vertragliche Regelung 
wird aufgelassen, weil hierfür ein sachlich zu 
rechtfertigendes Bedürfnis nicht besteht und auch 
im Begutachtungsverfahren nicht aufgezeigt wor~ 
den ist. Für die Erträgnisse sind in Zukunft die 
gesetzlichen Verteilungsgrundsätze zwingend. 

. Zum § 16 

Der Abs.1 entspricht dem geltenden § 11 
WEG 1948. Dies gilt auch für die - entsprechend 
dem für die Einräumung des Wohnungseigentums 
(§ 2 Abs. 2) geltenden Grundsatz - zum Verzicht 
geforderte Zustimmung der Miteigentümer; der 
im Begutachtungsverfahren vereinzelt vorgetra­
genen Anregung auf Auflassung dieses Erforder­
nisses kann nicht Rechnung getragen werden, weil 
die Gemeinsdlaft nicht nur von der Einräumung, 
sondern auch von der Auflassung des 'Wohnungs­
eigentums in mehrfacher Hinsicht betroffen wird. 

Der Abs. 2 entspricht dem geltenden § 9 
WEG. Durch die neue Anordnung ergibt sich 
zwingend, daß das Wohnungseigentum die Tei­
lungsklage (§ 830 ABGB) ausschließt (vgl. 
Zingher 15 213). 

Zum § 17 

Dieser Paragraph entspricht weitgehend dem 
geltenden § 10 WEG 1948. Nach diesem ist die 
Ausschlußklage nur gegen die Wohnungseigen­
tümer, nicht auch gegen die schlichten Miteigen­
tümer zulässig. Dagegen wurden bereits kurze 
Zeit nach dem Inkrafttreten des WEG 1948 Be­
denken angemeldet (so besonders Bor 0 t h a, 
aaO 46). Die unterschiedliche Gestaltung des Aus­
schließungs rechts wurde im wesentlichen wie folgt 
begründet: 

1. gegen den schlichten Miteigentümer sei die 
Teilungsklage (§ 830 ABGB) weiterhin zulässig; 

2. sein Einfluß auf die Verwaltung der Liegen­
schaft sei durch das Mitbestimmungsrecht der 
Wohnungseigentümer beschränkt; . . 

3. im Fall des gemeinschaftswidrigen Verhal­
tens könne er von der Benützung im Weg einer 
Benützungsregelung ausgesmlossen werden. 

Diese Erwägungen reichen aber zur Rechtferti­
gung der unters<:hiedlichen Gestaltung 'des Aus­
schlußrechts nicht aus: 

(zu 1.) weil auch die gegen einen schlichten Mit­
eigentümer geri<:htete Teilungsklage die Auf­
hebung des Wohnungseigentums der anderen Mit­
eigentümer zur Voraussetzung hat (§ 16 Abs. 2), 

(zu 2.) weil diese Erwägungen zum wesentlichen 
Teil au<:h für das Mitbestimmungsrecht der Woh­
nungseigentümer gelten und 

(zu 3.) weil zur Behebung eines "wirtschaft~ 
lich und gesells<:haftlich unerträglichen Verhal-
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, 

tens" - zu diesem Zweck wurde die Ausschluß­
klage in das WEG 1948 eingeführt (vgl. 676 der 
Beilagen, V. GP) - die Ausschlußklage geeigneter 
ist als die bloße Benützungsregelung, zumal da in 
der Regel die gesetzliche Ausschließungsdrohung 
bereits zur Ausschaltung (Minderung) eines sol­
chen gemeinschaftswidrigen Verhaltens beitragen 
kann. Da das mit der Ausschließung bedrohte 
gemeinschaftswidrige Verhalten auch von einem 
schlichten Miteigentümer oder, sofern ihm im 
Weg der Benützungsregelung Teile der Liegen­
schaft zur Benützung überlassen worden sind, 
auch von seinen· Angehörigen gesetzt werden 
kann, ist die Gleichbehandlung der Wohnungs­
eigentümer und der schlichten Miteigentümer in 
den Häusern geboten, in denen das Wohnungs­
eigentum überwiegt und die dieser Gemeinschaft 
gemäße Ordnung im Vordergrund steht. 

Bei den Häusern aber, in denen die Wohnungs­
eigentümer keine Mehrheit bilden, wird die gel­
tende Ordnung beibehalten, weil sonst die einer 
solchen Gemeinschaftsform widerstreitende über­
stimmung der Mehrheit durch die Minderheit 
gegeben wäre und der (schrittweisen) Beg~ün­
dung des Wohnungseigentums an Althäusern 
kaum überwindbare Schranken gesetzt würden. 

Die Ausschließungsgründe des geltenden § 10 
WEG 1948 werden beibehalten. Die diesbezüglich 
vorgesehenen Textänderungen dienen der An­
passung an den geänderten Personenkreis"'. 

Zum § 18 

Nach dem geltenden Recht sind 

1. die Entscheidungen über die für die Berech­
nung des Min'Clestanteils maßgebende Höhe des 
Jahresrnietzinses für 1914 (§ 2 WEG 1948) im 
Verfahren außer Streitsachen zu treffen, wobei 
auf dieses Verfahren die vertahr.ensrechtlichen 
Bestimmungen ,des Mietengesetzes anzuwen1clen 
sind (§ 5 Abs. 2 Buchsta:be b WEG 1948; §§ 24 ff. 
MG) und 

2. die Entscheidungen über die Angelegenhei­
ten der gemeinsamen Verwaltung nach den 
Grundsätzen des 16. Hauptstücks des ABGB zum 
Teil im Rechtsstreit, zum Teil im Verfahren 
außer Streitsachen zu treffen. 

Der Entwurf dehnt den Anwendungsbereich 
des Verfahrens außer Streitsachen weitgehend auf 
alle Angelegenheiten der Verwaltung aus, weil 
es sich dabei vorwiegend um ,die Rechtsgestaltung 
innerhalb der oft viele Personen umfassen'den 
Wohnungseigentumsgemeinschaft handelt. Auf 
Grund der Ergebnisse des Begutachtungsverfah­
rens wird die· ursprüngliche Absicht der weit­
gehenden Rezeption der verfahrensrechtlichen 
Einrichtungen und Bestimmungen des MG auf­
gegeben, zumal da manche "Schlichtungsstellen" 
(§ 36 MG) durch diese neuen Aufgaben überfor­
dert wären. 

Zu den im A'bs. 1 umschriebenen verfahrens­
rechtlichen "Besonderheiten" wird darauf hinge­
wiesen, . daß' ähnliche verfahrens rechtliche Vor­
schriften bereits in anderen Bundesgesetzen vor­
gesehen sind {vgl. unter anderem §§ 26, 27,31, 
34 MG; § 20 des Wertpapierbereinigungsgesetzes; 
§ 12 des Landpachtgesetzes). 

Zum Abs. 2 ist festzuhalten, daß die über­
nahme der verfahrensrechtlichen Bestimmungen 
der Sechsten Durchführungsverordnung zum 
Ehegesetz der materiellrechtlichen Regelung 
Rechnung trägt; es 'besteht auch 'der, Wunsch, in 
einem Verfahren sowohl über die Ansprüche an 
·der im gemeinsamen Wohnungseigentum stehen­
den Ehewohnung, als auch an dem darin befind­
lichen Hausrat zu entscheiden. 

Zum § 19 

Die ge'bührenrechtliche Bestimmung trägt einer 
im Begutachtungsverfahren vorgetragenen An­
regung Rechnung; sie entspricht inhaltlich der 
für die Verfahren nach § 5 Abs. 2 Buchstabe b 
WEG 1948' geltenden Rechtslage. 

Zum § 20 

Die Bestimmung über .die Anbotspflicht wird 
auf Grund einer im Begutachtungsverfahren 
vorgetragenen Anregung aufrechterhalten; sie 
entspricht inhaltlich dem geltenden § 12 WEG 
1948 mit deli nach § 36 Ahs. 4 WBFG 1968 ge­
botenen Anpassungen. 

Zum § 21 

Dieser Paragraph regelt d,as Inkrafttreten. 

Zum § 22 

Dieser Paragraph regelt das Außerkrafttreten 
der bisherigen Vorschriften und die notwen!digen 
übergangsvorschriften. 

Die Anwendung der neuen Berechnungs- (§ 3) 
und Eintragungsbestimmungen (§ 11 Abs.1) auf 
die bestehenden Wohnungseigentumsverhältnisse 
hätte einen (globalen) Eingriff in die bestehen­
den Verträge (Neubewertung der Mindestan teile) 
und die Umschreibung aller Wohnungseigen­
tumseinlag·en zur Voraussetzung. Da eine solche 
Umstellung weder rechtlich vertretbar wäre, 
noch - im Hinblick auf die ständige Personal­
knappheit - grundbuchstechnisch bewältigt wer­
den könnte, hält der Abs. 2 für die Fälle, in 
denen zumindest an einer Wohnung (einem 
Geschäftsraum) das Wohnungseigentum nach den 
bisherigen Vorschriften erworben (verbüchert) 
worden ist, die geltenden Berechnungs- (Berech­
nung des Mindestanteils nach dem Verhältnis der 
Jahresrnietzinse für 1914; § 2 WEG 1948) und 
Eintragungsbestimmungen (Eintragung des Woh­
nungseigentums als Beschränkung des Eigentums-
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rechts der übrigen Miteigentümer; § 5 Abs. 1 
WEG 1948) .aufrecht. In diesen Fällen sind dem­
nach ,die neuen Berechnungs-. und Eintragungs­
vorschriften unanwend:bar. Dies gilt auch in ·den 
Fällen, in ·denen ein Miteigentumsantei~ mit dem 
ein nach den bisherigen Vorschriften begründe­
tes Wohnungseigentum verbunden ist, veräußert 
oder das Wohnungseigentum an einer weiteren 
Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit des Hau­
s.es neu begründet wird. Wird aber die Um­
schreibung der Grundbuchseinlage aus anderen 
Gründen (vgl. § 582 Abs. 2 Geo.) angeordnet, 
so list auch in diesen Fällen das Wohnungseigen­
tum auf dem Miteigentumsanteil einzutragen, 
mit .dem es untrennbar verbunden ist (siehe § 11 
Abs. 1). 

Der Abs. 3 bezieht sieb auf die von den ge­
setzlichen Verteilungsgrundsätzen abweichenden 
vertraglichen Regelungen, die nach dem gelten­
den § 8 A'bs. 4 WEG 1948 rechtswiI1ksam ge­
schlossen worden sind. Auch diesbezüglich ver­
weist der Entwurf auf die bisherigen Vorschrif­
ten. 

Eine besondere Obergangsregelung ist für die 
von den allgemeinen Verteilungsgrundsätzen ab­
weichenden vertraglichen Regelungen uber die 
Verteilung der Erträgnisse geboten, die in Zu­
kunft unzulässig sind (§ 15 Abs. 2). Hierbei liegt 
das Schwergewicht auf der Verteilung der Er· 
trägnisse der Liegenschaft, die den Miteigen­
tümern nach dem Verhältnis ihrer Anteile ge­
bühren (§ 15 Abs. 2 Z. 3; so auch § 8 Abs. 2 
Buchstabe c WEG 1948). übersteigt der Anteil 
des durch eine solche Vereinbarung Begünstigten 
auch unter Bedachtnahme auf seine etwaigen 

SOn'deraufwendungen den ihm nach dem Ge­
setz gebührenden Anteil "um mehr als die 
Hälfte" (vgl. § 934 ABGB), so soll ·die abwei­
chen:de vertra,gliche Regelung aufgekündigt wer­
den können. Bei einer derart ·erheblichen über­
schreitung des gesetzlichen Verteilungsgrund­
satzes ,ist die in die Zukunft wirkende Kündi­
gung berechtigt und geboten, zumal da das etwa 
darin begründete Empfinden der nicht mehr 
gutzumaebenden übervorteilung auch zu einer 
für die Wohnungseigentumsgemeinschaft uner­
träglichen Zwietracht führen könnte; besonders 
aus der Siebt des hier bestimmenden Dauerschuld­
verhältnisses kann demnach auch angemerkt wer­
den, daß derjenige, der sich - auf welche Art 
immer - so erhebliche Verteilungsvorteile sichern 
wollte, auch nach dem System der österreichi­
schen Privatrechtsordnung keinen beson·deren 
privatrechtlichen Schutz verdient. 

Dureb die Bestimmung, daß von dem' dem 
Begünstigten nach ,der abweiebenden vertrag­
lichen Regelung zustehenden Anteil an den Er­
trägnissen der Liegenschaft die Beträge abzu­
ziehen sind, "die von ihm zur Tilgung . .. noch 
aufgebracht werden müssen", wird siebergestellt, 
daß der Begünstigte seine allfälligen Sonderauf­
wendungen einschließlieb der angemessenen Ver­
zinsung "zurückerhält". Solange diese Sonder­
aufwendungen nicht (nicht rechnungsmäßig) ge­
tilgt sind, ist auch die Kündigung nicht berech­
tigt. 

Zum § 23 

Dieser Paragraph l'egelt Idie Vollziehung (vgl. 
den geltenden § 13 WEG 1948). 
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MUSTER 

für grundbücherIiche Eintragungen auf einer Liegenschaft mit Wohnungseigentum: 

Zahl· der Grundbuchseinlage : Katastralgemeinde: 

Gerichtsbezirk: 

Haus in der ..... -straße Nr ...... , KNr. 100 Wohnungseigentum 

Ordnungszahl 

1 Grundstücksnummer 

Al 

Baufläche Haus KNr. 100 

1 

2 

148/68 

Für das von der EZ. ..... dieses Grundbuches abgeschriebene 
Grundstück Nr ...... Baufläche, Haus KNr. 100, wird diese Ein-
lage eröffnet. 

237/70 
Mit dieser Liegenschaft ist Wohnungseigentum verbunden; dies 
wird in der Aufschrift ersichtlich gemacht. 

B 
148/68 

1 Auf Grund des Kaufvertrages vom ..... wird das Eigentumsrecht 
siehe 2, 3, 4, für die Firme A ..... einverleibt 

7, 10, 12 

2 
siehe 9 

3 
siehe 5, 6 

<4-

siehe 8 

233/69 
Auf Grund des Kaufvertrages vom ..... wird das Eigentumsrecht 
für Hermine B ..... zu einhundert Eintausendzwanzigstel Anteilen 
einverleibt. 

237/70 
Auf 80/1020 Anteile der Firma A ..... , enthalten in OZ 1, 
wird auf Grund des Kauf- und Wohnungseigentumsvertrages vom 
. . . .. das Eigentumsrecht für Franz C ..... und das mit diesem 
Anteil verbundene Wohnungseigentum an der Wohnung top. Nr. 1 
eÜlVerleibt. 

240/70 
Auf 100/1020 Anteile der Firma A ..... , enthalten in OZ 1, wird 
auf Grund des Kauf- und Wohnungseigentumsvertrages vom ..... 
das Eigentumsrecht für Josef D ..... und Helene D ..... je zu 
fünfzig Eintausendzwanzigstel Anteilen der ganzen Liegenschaft, 
d. i. zusammen zu einhundert Eintausendzwanzigstel und das mit 
diesem Anteil verbundene gemeinsame Wohnungseigentum an der 
Wohnung top. Ni. 2 einverleibt. 

Anlage I 

Anteile 

640/1828 
-4-

100/1020 

100/1020 
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Ord~ungszahl 

5 
siehe 6 

6 

7 
siehe 8 

'8 

240 der Beilagen 

B 
241/70 
Auf 40/1020 Anteile des Franz C ..... , enthalten in OZ 3, mit 
welchen Wohnungs eigentum an der Wohnung top. Nr. 1 verbunden 
ist,. wird auf Grund des Schenkungsvertrages vom ..... das Eigen-
tumsrecht für Maria C ..... einverleibt und werden die je 40/1020 
Anteile des Franz C ..... , OZ 3 und der Maria C ..... , OZ 5 
zufolge gemeinsamen Wohnungseigentums an der Wohnung top. 
Nr. 1 zu zusammen achtzig Eintausendzwanzigstel Anteile ver­
bunden. 

242/70 
Auf 100/1020 Anteile der Firma A ..... , enthalten in OZ 1, wird 
auf Grund des Kaufvertrages vom ..... das Eigentumsrecht je zur 
Hälfte, somit Zu je fünfzig Eintausendzwanzigstel der ganzen Liegen­
schaft einverleibt für 
a) Josef D ..... und 
b) Helene D .... . 
und bei den Anteilen OZ 4 und 7 die Nämlichkeit angemerkt. 

245/70 
Auf Grund des Wohnungseigentumsvertrages vom 

9 wird auf den 100/1020 Anteil der Hermine B ..... , OZ 2, das mit 
diesem Anteil verbundene Wohnungseigentum an der Wohnung 
top. Nr. 3 einverleibt, 

10 werden die 640/1020 Anteile der Firma A ..... , OZ 1, wie folgt 
siehe 11, 12 aufgeteilt 

a) Firma A zu 
b) Firma A zu 
c) Firma A zu 
d) Firma A zu 
e) Firma A zu 
f) Firma A zu 

11 bei den Anteilen OZ 10 abis 10 f wird die Nämlichkeit ange-

12 

1 

merkt und 
wird das mit diesen Anteilen verbundene Wohnungseigentum ein­
verleibt, und zwar mit den Anteilen 
a) OZ 10 a an der Wohnung top. Nr. 4, 
b) OZ 10 b an der Wohnung top. Nr. 5, 
c) OZ 10 c an den Geschäftsräumen top. Nr. 6, 
d) OZ 10 d an den Geschäftsräumen top. Nr. 7, 
e) OZ 10 e an der Garage top. Nr. 8 und 
f) OZ 10 f an der Garage top. Nr. 9. 

C 
200/68 
Auf Grund des Schuldscheines vom . : ... wird das Pfandrecht für 

25 

Anteile 

80/1020 

50/1020 
50/1020 

100/1020 
100/1020 
200/1020 
200/1020 
20/1020 
20/1020 

S g 

die Forderung von einer Million achthunderttausend Schilling für 1,800.000·­
die Sparkasse Z ..... einverleibt. 

2 
500/69 
Auf den 920/1020 Anteil der Firma A ..... , BOZ 1, wird auf 
Grund der Krediturkunde vom ..... das Pfandrecht für einen Höchst-
betrag von s~chshundertfünfzigtausend Schilling zur Sicherstellung 650.000·-
aller Forderungen aus gewährtem Kredit zugunsten der Volksbank 
V ..... einverleibt. 
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Ordnungszahl 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

240 der Beilagen 

c 
600/69 
Auf den 100/1020 Anteil der Hermine B ..... , BOZ 2, wird auf 
Grund des Schuldscheines vom ..... das Pfandrecht fUr die For~ 
derung von einhunderttausend Schilling ..... fUr die Bauspar­
kasse W ..... einverleibt. 

243/70 
Auf den 80/1020 Anteil des Franz C ..... und der Maria C ..... , 
BOZ 6, wird auf Grund des Schuld&cheines vom ..... das Pfand­
recht für die Forderung von achtzigtausend Schilling für die Bau­
sparkasse X ..... einverleibt. 

244/70 
Auf die 100/1020 und die je 50/1020 Anteile des Josef D 
BOZ 4 und 7 a) und der Helene D ..... , BOZ 4 und 7 b, wird 
auf Grund des Schuldscheines vom ..... das Pfandrecht für die 
Forderung von einhunderttausend Schilling ..... fUr die Bauspar­
kasse Y ..... einverleibt. 

246/70 
Auf den 100/1020 Anteil der Hermfne B ..... , BOZ 2, wird auf 
Grund des Schuldscheines vom ..... , das Pfandrecht für die For­
derung von zweihundertvierzigtausend Schilling ..... für das Bun-
desland U ..... einverleibt. . 

247/70 
Auf den 80/1020 Anteil des Franz C ..... und der Maria C ..... 
BOZ 6, wird auf Grund des Schuldscheines vom' ..... das Pfand­
recht für" die Forderung von zweihunderttausend Schilling ..... für 
das Bundeslan~ U ..... einverleibt. 

248/70 
Auf den 100/1020 Anteil des Josef D ..... und der Helene D 
..... , BOZ 4, wird auf Grund des Schuldscheines vom ..... das 
Pfandrecht für die Forderung von zweihundertvierzigtausend Schil~ 
ling ..... für das Bundesland U einverleibt. 

249/70 E 100/70 
Auf den 50/1020 Anteil des Joser D ..... , BOZ 7 a, wird auf 
Grund des Zahlungs befehles des Bezirksgerichtes ..... vom ..... , 
M ..... / ..... - .. , das Pfandrecht für die vollstreckbare Forderung 
von zweitausend Schilling ..... für Hermann N ..... einverleibt. 

250/70 
Auf Grund des Schuldscheines vom ..... wird das Pfandrecht für 
die Forderung von zweihunderttausend Schilling ..... für das 
Bankhaus S ..... einverleibt. 

s g 

100.000'-

80.000'-

100.000'-

240.000'-

200.000·-

240.000'-

2.000'-

200.000·-
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Anlage 11 

Gegenüberstellung 
der gesetzlichen Bestimmungen des W ohnungseigent~msgesetzes in der geltenden 

und in der Fassung des Entwurfes 

geltende Fassung 

I. Abschnitt. 

§ 1. (1) Das dem Miteigentümer einer Liegen­
sdtaft eingeräumte Recht auf aussdtließlidte 
Nutzung und alleinige Verfügung über bestimmte 
Wohnungen und Gesdtäftsräume - im folgenden 
Wohnungseigentum genannt - wirkt auch gegen 
dritte Personen, wenn es gemäß den Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes bestellt und in das 
Grundbudt eingetragen wird. 

(2) Mit Wohnungen (Gesdtäftsräumen) können 
auch Keller- und Bodenräume, Hausgärten, Ga­
ragen und andere Teile der Liegenschaft im Woh­
nungseigentum stehen, wenn sie unmittelbar zu­
gänglidt und deutlich abgegrenzt sind: 

(3) An Teilen der Liegenschaft, die der all­
gemeinen Benützung dienen oder deren Zweck­
bestimmung einer ausschließlichen Benützung 
entgegensteht, kann Wohnungseigentum nicht 
bestehen. 

§ 4. Das Wohnungseigentum kann nur durch 
schriftliche Vereinbarung aller Miteigentümer 
eingeräumt werden; Miteigentümer, die bereits 
Wohnungseigentümer sind, können ihre Zustim­
mung nicht verweigern. 

§ 2. Der Miteigentumsanteil des Wohnungs­
eigentümers darf nidtt kleiner sein, als es dem 

neue Fassung 

Begriff 

§ 1. (1) Das Wohnungseigentum ist das "dem 
Miteigentümer einer Liegenschaft eingeräumte 
dingliche Redtt, eine selbständige Wohnung oder 
sonstige selbständige Räumlichkeit aussdtließlidt 
zu nutzen und hierüber allein zu verfügen. Zu 
den sonstigen Räumlichkeiten gehören besonders 
die selbständigen Geschäftsräume einschließlich 
der Einstellräume eines Garagenbetriebes und die 
selbständigen, in sich abgeschlossenen Räume je 
eines Wohnungseigentümers zur Einstellung von 
Kraftfahrzeugen. 

(2) Mit selbständigen Wohnungen oder son­
stigen selbständigen Räumlichkeiten können auch 
andere Teile der Liegenschaft, wie besonders 
offene Balkone, Terrassen, Keller- oder Dach­
bodenräume, Hausgärten, Stellplätze für Kraft­
fahrzeuge, sonstige Ein~ oder Abstellplätze, im 
Wohnungseigentum stehen, sofern sie von den 
allgemeinen Teilen der Liegenschaft, von der 
Wohnung, oder der sonstigen Räumlichkeit aus 
unmittelbar zugänglich und deutlich abgegrenzt 
sind. 

(3) An Teilen der Liegenschaft, die der allge­
meinen Benützung dienen oder deren' Zweck­
bestimmung einer ausschließlichen Benützung ent­
gegensteht, kann Wohnungseigentum nicht be­
stehen. 

Recht und Titel zum Erwerb des Wohnungs-
eigentums ' 

§ 2. (1) Das Wohnungseigentum kann von 
jedem Miteigentümer, dessen Anteil den zum 
Erwerb des Wohnungseigentums erforderlichen 
Mindestanteil erreicht, oder von Ehegatten er­
worben werden, deren Miteigentumsanteile je den 
halben Mindestanteil erreichen. 

(2) Das Wohnungseigentum kann nur durch 
schriftliche Vereinbarung aller Miteigentümer ein­
geräumt werden; ein Miteigentümer, der bereits 
Wohnungseigentümer ist, darf seine Zustim­
mung nur verweigern, wenn durch das Woh­
nungseigentum, das neu erworben werden soll, 
die ihm auf Grund des bestehenden Wohnungs­
eigentums zustehenden Rechte aufgehoben oder 
eingeschränkt würden. 

Mindestanteil 

§ 3. (1) Der zum Erwerb des Wohnungseigen­
tums erforderliche Mindestanteil ist ein solcher 
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Verhältnis des Jahresrnietzinses der im Woh­
nungseigentum stehenden Wohnung (des Ge­
schäftsraumes) für 1914 zu der Gesamtsumme 
der Jahresrnietzinse aller Wohnungen (Geschäfts­
räume) der Liegenschaft für 1914 entspricht. 
Fehlt ein Jahresrnietzins für 1914 oder steht 
seine Höhe nicht fest, so hat die Mietkommission 
auf Antrag einen Jahresrnietwert festzusetzen, 
der für Mietgegenstände von gleicher Lage und 
Beschaffenheit am 1. August 1914 ortsüblich als 
Mietzins entrichtet wurde. 

Anteil, der dem Verhältnis des Nutzwerts der 
im Wohnungseigentum stehenden Wohnung oder 
sonstigen Räumlichkeit zum Nutzwert aller Woh­
nungen oder sonstigen Räumlichkeiten der Lie­
genschaft entspricht. An die Stelle der Nutzwerte 
treten die Nutzflächen als Berechnungsgrundlage, 
wenn sich alle Miteigentümer der Liegenschaft 
hierüber einigen. Diese Vereinbarung bedarf zu 
ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

(2) Die Nutzwerte sind vom Gericht festzu­
setzen. Zur AntragsteIlung ist jeder Miteigen­
tümer der Liegenschaft und jede Person berech­
tigt, die einen Anspruch auf Übertragung eines 
Miteigentumsanteils zur Begründung des Woh­
nungseigentums hat. 

(3) Sind vor der Vollendung der Bauführung 
die Nutzwerte gerichtlich festgesetzt oder die 
Nutzflächen als Berechnungsgrundlage vereinbart 
worden, so kann nach der Vollendung der Bau­
führung bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Eintritt der Rechtskraft der baubehördlichen Be­
nützungsbewilligung beantragt werden, daß die 
Nutzwerte neu oder anstatt der vereinbarten 
Berechnung festgesetzt werden. Dem Antrag ist 
stattzugeben, wenn sich durch diese Festsetzung 
~ine Anderung des Mindestanteils aUch nur eines 
Wohnungseigentümers um mindestens 10 v. H. 
ergibt. Auf das Antragsrecht kann vor der Voll­
endung der Bauführung nicht rechtswirksam ver­
zichtet werden. Der nach der Vollendung der 
Bauführung erklärte Verzicht bedarf zu seiner 
Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

(4) Werden die Nutzwerte neu oder anstatt 
der vereinbarten Berechnung vom Gericht festge-" 
setzt (Abs. 3), so sind die Miteigentümer, die 
einen Miteigenturnsanteil zur Begründung des 
Wohnungseigentums erworben oder einem dieser 
Miteigentümer den zur Begründung des Woh­
nungseigentums erforderlichen Mindestanteil ver­
äußert haben, gegenseitig verpflichtet, die Mit­
eigentumsanteile zu übernehmen oder zu über­
tragen, damit jedem von ihnen der nach der 
Festsetzung der Nutzwerte nach Abs. 3 zur Be­
gründung seines Wohnungseigentums erforder­
liche Mindestanteil zukommt. Diese Pflicht geht 
auf die Rechtsnachfolger im Miteigentum über. 
Mangels einer anderen Vereinbarung ist für die 
übernommenen Miteigentumsanteile kein Entgelt 
zu entrichten; die durch die einzelne Über­
tragung entstehenden Kosten und Abgaben hat 
der Miteigentümer zu tragen, dem ein Miteigen­
tumsanteil übertragen wird. 

Nutzwert 

§ 4. (1) Der Nutzwert der Wohnung oder son­
stigen Räumlichkeit ist unter Vernachlässigung 
von Dezimalstellen in einer ganzen Zahl auszu­
drücken; sie ist aus der Nutzfläche der Wohnung 
oder sonstigen Räumlichkeit und entsprechenden 
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§ 3. Das Wohnungseigentum ist mit dem Mit­
eigentums anteil untrennbar verbunden. Es kann 
nur mit diesem zusammen beschränkt, belastet, 
veräußert, von Todes wegen übertragen und der 
Zwangsvollstreckung unterworfen werden. 

§ 5. (3) Für Eintragungen, die dem Wohnungs­
eigentum' im Range vorangehen und sich auf 
den Miteigentumsanteil des Wohnungseigen­
tümers beziehen, gilt § 25, Abs. (2), Liegen­
schaftsteil ungsgesetz sinngemäß. 

§ 6. Im· Falle der Zwangsversteigerung eines 
Miteigenturnsanteiles ist die Beschränkung durch 
Wohnungseigentum vom- Ersteher ohne Rück'­
sicht auf den büchetlichen Rang und ohne An­
rechnung auf das Meistbot zu übernehmen. 

Zuschlägen oder Abstrichen für werterhöhende 
oder wertvermindernde Unterschiede zu errech­
nen, die sich besonders aus der Zweckbestimmung, 
Lage, über oder unter· dem Durchschnitt liegen­
den Ausstattung mit anderen Teilen der Liegen­
schaft (§ 1 Abs. 2) oder nicht allein auf Kosten 
eines Miteigentümers vorgenommenen sonstigen 
besseren Ausstattung oder Grundrißgestaltung der 
Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit ergeben. 

(2) Werterhöhende oder wertvermindernde 
Unterschiede, die insgesamt nllr einen Zuschlag 
oder Abstrich von weniger als 10 v. H. der Nutz­
fläche der Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit 
rechtfertigen, sind zu vernachlässigen. 

Nutzfläche 

§ 5. (1) Die Nutzfläche ist die gesamte Boden­
fläche einer Wohnung oder sonstigen Räumlich­
keit abzüglich der Wandstärken und der im Ver­
lauf der Wände befindlichen Durchbrechungen 
(Ausnehmungen). Treppen, offene Balkone und 
Terrassen sowie Keller- und Dachbodenräume, 
soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn­
oder Geschäftszwecke geeignet sind, sind bei der 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berück­
sichtigen; das gleiche gilt für die im § 1 Abs. 2 
sonst genannten Teile der Liegenschaft, die mit 
einer selbständigen Wohnung oder sonstigen selb­
ständigen Räumlichkeit im Wohnungseigentum 
stehen. 

(2) Die Nutzfläche ist auf Grund des behörd­
lich genehmigten Bauplans zu berechnen, es sei 
denn, daß eine Abweichung vom behördlich ge­
nehmigten Bauplan erwiesen wird; in: diesem 
Fall ist die Nutzfläche na'ch dem Naturmaß zu 
berechnen. 

(3) Die Nutzfläche ist in Quadratmetern aus­
zudrücken; beim Gesamtausmaß der Bodenfläche 
einer Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit sind 
Bruchteile von Quadratmetern zu vernachlässi­
gen. 

Verbindung mit dem Mindestanteil 

§ 6. (1) Das Wohnungs eigentum ist mit dem 
Mindestanteil untrennbar verbunden. Es kann 
nur mit diesem zusammen beschränkt, belastet, 
veräußert, von Todes wegen übertragen und der 
Zwangsvollstreckung unterworfen werden. 

, (2) Büchetliche Eintragungen auf dem Mindest­
anteil erstrecken sich auch dann auf das Woh­
nungseigentum, wenn sie dem Wohnungseigentum 
im Rang vorangehen. 

(3) Im Fall der Zwangsversteigerung eines Mit­
eigentums anteils sind die durch das Wohnungs­
eigentum bewirkten Beschränkungen vom Er­
steher ohne Rücksicht auf den büchetlichen Rang 
und ohne Anrechnung auf das Meistbot zu über­
nehmen. 
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§7. (1) Der Miteigentumsanteil des Wohnungs­
eigentümers kann, solange das Wohnungseigen­
tum besteht, nur ungeteilt übertragen werden. 

(2) Würde bei Ableben eines Wohnungseigen­
tümers sein Miteigentumsanteil mehreren Per­
sonen zufallen, so hat das Abhandlungsgericht 
die Teilung durch Versteigerung nach den Vor­
schriften der §§ 269 ff. AußStreitGes. vorzuneh­
men, wenn zwischen den Beteiligten ein dem 
Abs_ (1) entsprechendes übereinkommen nicht 
zustande kommt. 

Unteilbarkeit 

§ 7. (1) Der mit dem Wohnungs eigentum 
verbundene Mindestanteil darf, sdlange das 
Wohnungs eigentum besteht, außer zur Begrün­
dung des gemeinsamen Wohnungseigentums 
von Ehegatten, nicht geteilt werden. 

(2) Würde nach dem Tod des W ohnungs­
eigen tümers nach ,den Ergebnissen des V erlas~ 
senschaftsverfahrens der mit dem Wohnungs­
eigentum verbundene Mindestanteil mehreren 
Personen, die nicht Ehegatten sind, zufallen, 
so hat das Verlassenschaftsgericht eine öffent­
liche Feilbietung des Mindestanteils und des 
damit verbundenen Wohnungseigentums durch 
Versteigerung vorzunehmen. 

Gemeinsames Wohnungseigentum von Ehe­
gatten 

§ 8. (1) Ehegatten, die das Wohnungseigen­
tum gemeinsam erwerben, müs,sen Eigentümer je 
eines halben Mindestanteils (im folgenden "Anteil 
am Mindestanteil" genannt) sein; ihre Anteile 
am Mindestanteil dürfen nidlt verschieden be­
lastet sein. Das gleime gilt, wenn ein Ehe­
gatte, der· Wohnungseigentümer ist, seinem 
Ehegatten unter geichzeitiger Begründung des 
gemeinsamen Wohnungs eigentums den hierzu 
erforderlichen Anteil am Mindestanteil üher­
trägt. 

(2) Durch das gemeinsame W ohnungseigen­
turn von Ehegatten werden ihre Anteile am 
Mimlestanteil so v.erbunden, daß ·sie, solange 
das Igemeinsame W ohnung·seigentum besteht, 
nicht getrennt und· nur gemeinsam beschränkt, 
belastet, veräußert oder der Zwangsvollstrek­
kung unterworf·en werden dürfen; die Ehe­
gatten ·dürfen über das gemeinsame Wohnungs­
eigentum und die Nutzung der im gemein­
samen Wohnungseigentum stehenden Woh­
nung oder sonstigen Räumlichkeit nur gemein­
sam verfügen. 

(3) Die Ehegatten haften für alle Verbind­
lichkeiten aus ihrem gemeinsamen Wohnungs­
eigentum zur ungeteilten Hand. 

Wohnungseigentum der Ehegatten im Todes­
fall 

§ 9. (1) Geht !beim Tod eines ,Ehegatten der 
Anteil des Verstorbenen am Mindestanteil und 
gemeinsamen Wohnungseigentum an den über­
lebenden Ehegatten nicht ohnehin als Eflben 
oder Vermämtnisnehmer allein über, so 
wächst er ihm als Eigentum zu. Der Zuwachs 
tritt jedoch nicht ein, wenn vor dem Eintritt 
der Rechtskraft des Beschlusses, mit dem das 
Inventar oder eidesstättige Vermägens'bekennt­
nis der Verlassenschaftsabhandlung zugrunde 
gelegt wird, vom überlebenden Ehegatten und 
den E1'lben des Verstorbenen mit Zustimmung 
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der Pflichtteilsberechtigten eine Vereinbarung 
geschlos'~n wird, auf Grund deren der gesamte 
Mindestanteil an eine Person ungeteilt oder 
an Ehegatten je zur Hälfte unter gleichzei­
tigem Erwerb des gemeinsamen Wohnungseigen­
tums übergeht. Erwirbt der überlebende Ehegatte 
den Anteil des Verstorbenen auf Grund des Zu­
wachses oder geht der gesamte Mindestanteil auf 
Grund einer Vereinbarung über, so gilt für 
die Eintra,gung ,in das Grundbuch der § 178 
des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren 
in Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen 
sinngemäß. 

(2) Erwirbt der überlebene Ehegatte auf Grund 
des Zuwachs rechts den Anteil des Verstorbenen 
am Mindestanteil und Wohnungseigentum, so 
tritt an die Stelle dieses Anteils des Verstorbenen 
die Forderung der Verlassenschaft gegen den über­
lebenden Ehegatten auf Zahlung eines über­
nahmspreises. Der übernahmspreis ist, sofern er 
nicht von dem überlebenden Ehegatten und den 
Erben des Verstorbenen mit Zustimmung der 
Pflichtteilsberechtigten einvernehmlich bestimmt 
wird, die Hälfte des gemeinen Wertes des Min­
destanteils und des damit verbundenen gemein­
samen Wohnungseigentums. 

(3) Ist der Gegenstand des gemeinsamen Woh­
nungseigentums eine Wohnung, die dem über­
lebenden Ehegatten zur Befriedigung seines drin­
genden Wohnbedürfnisses dient, so sind auf 
seinen Antrag der übernahmspreis, die Fälligkeit 
und die Verzinsung vom Verlassenschaftsgericht 
nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 
der Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
des überlebenden Ehegatten so zu bestimmen, 
daß ihm die Berichtigung ohne Verlust der Woh­
nung bei Aufrechterhaltung einer angemessenen 
Lebenshaltung möglich ist. Ist der übernahms­
preis ermäßigt worden und veräußert der über­
lebende Ehegatte den Mindestanteil binnen sechs 
Jahren nach dem Eintritt der Rechtskraft der 
Einantwortung, so ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem übernahmspreis und der Hälfte 
des Erlöses auf Antrag als eine nachträglich hcr­
vorgenommene Forderung der Verlassenschaft zu 
behandeln; geschieht die Veräußerung im Weg 
der Zwangsversteigerung, so bezieht sich die 
Nachtragsabhandlung auf die Hälfte des Meist­
bots, soweit es dem Verpflichteten aus der Ver­
teilungsmasse zugewiesen wird. 

Wohnungseigentum der Ehegatten bei Nichtig­
erklärung, Aufhebung oder Scheidung der Ehe 

§ 10. (1) Wird die Ehe für nichtig erklärt, auf­
gehoben oder geschieden, so haben die bisherigen 
Ehegatten ihre Miteigentumsgemeinschaft am 
Mindestanteil und gemeinsamen Wohnungseigen­
tum aufzuheben. Einigen sie sich nicht, so steht 
dem Begehren eines von ihnen auf Aufhebung der 
Gemeinschaft der Einwand der Unzeit, des Nach-

240 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 31 von 40

www.parlament.gv.at



32 240 der Beilagen 

teils oder emer anderslautenden Vereinbarung 
nicht entgegen, wenn seit dem Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils über die Nichtigerklärung, 
Aufhebung oder Scheidung der Ehe mehr als ein 
Jahr vergangen ist. Nach dem Ablauf dieser 
Frist kann der Anspru~ auf Aufhebung der 
Zwangsvollstreckung unterworfen werden. Ist ein 
Verfahren nach Abs. 2 anhängig, so endet die 
Frist nicht vor dem Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung in diesem Verfahren. 

(2) Können sich die bisherigen Ehegatten nicht 
darüber einigen, wem von ihnen die im ge­
meinsamen Wohnungseigentum stehende Ehe­
wohnung zufallen soll, so hat das Gericht auf 
Antrag den Anteil eines der bisherigen Ehe­
gatten am Mindestanteil und gemeinsamen Woh­
nungseigentum nach den Grundsätzen des § 2 
der Sechsten Durchführungsverordnung zum Ehe­
gesetz auf den anderen bisherigen Ehegatten 
gegen Zahlung eines übernahmspreises zu über­
tragen. Gleichzeitig ist zu bestimmen, welcher 
der bisherigen Ehegatten im Innenverhältnis die 
Verbindlichkeiten aus ihrem bisherigen gemein­
samen Wohnungseigentum zu tragen hat. Das 
Antragsrecht erlischt ein Jahr nach dem Eintritt 
der Rechtskraft des Urteils über die Nichtigerklä­
rung, Aufhebung oder Scheidung der Ehe. Eine 
rechtsgestaltende Entscheidung über die im ge­
meinsamen Wohnungseigentum stehende Ehe­
wohnung nach anderen Vorschriften ist unzu­
lässig. 

(3) Der übernahmspreis ist, sofern er nicht 
von den bisherigen Ehegatten einvernehmlich 
bestimmt wird, die Hälfte des gemeinen Wertes 
des Mindestanteils und des damit verbundenen 
Wohnungseigentums. Dient die Ehewohnung dem 
bisherigen Ehegatten, dem der Anteil des ande­
ren Ehegatten am Mindestanteil und gemein­
samen Wohnungseigentum übertragen wird, zur 
Befriedigung seines dringenden Wohnbedürfnisses; 
so sind auf seinen Antrag der übernahmspreis, 
die Fälligkeit und die Verzinsung vom Gericht 
nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 
der beiderseitigen Vermögens- und Einkommens­
verhältnisse so zu bestimmen, daß ihm die Be­
richtigung ohne Verlust der Wohnung bei Auf­
rechterhaltung einer angemessenen Lebenshaltung 
möglich ist. Ist der übernahmspreis ermäßigt 
worden ul1d veräußert der Ehegatte, ·dem der 
Anteil des anderen Ehegatten übertragen worden 
ist, den Mindestanteil binnen sechs Jahren nach 
dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung 
über die Ermäßigung des übernahmspreises, so 
hat der andere Ehegatte Anspruch auf den Unter­
schiedsbetrag zwischen dem übernahmspreis und 
der Hälfte des Erlöses; geschieht die Veräuße­
rung im Weg der Zwangsversteigerung, so bezieht 
sich der Anspruch auf die Hälfte des Meistbots, 
soweit es dem Verpflichteten aus der Versteige­
rung zugewiesen wird. 
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§ 5. (1) Das Wohnungs eigentum ist im Grund­
buch als Beschränkung des Eigentumsrechtes der 
übrigen Miteigentümer [§ 11, Abs. (1), Allgern. 
GAG] . zugunsten des jeweiligen Eigentümers des 
Anteiles, mit dem es verbunden ist, einzutragen 
und bei dem Anteil des Berechtigten ersichtlich 
zu machen. 

(2) 'Dem Gesuche um Eintragung des Woh­
nungseigentums müssen beiliegen : 

a) die Besrueinigung der Baubehörde über den 
Bestand einer selbständigen Wohnung (eines 
Geschäftsraumes ); diese Besrueinigung ist 
schon auf Grund der Baupläne anläßlidl 
deren Bewilligung auszustellen; 

b) die amtliche Bestätigung oder die Entschei­
dung der Mietkommission über die Höhe 
der Jahresrnietzinse für 1914. 

(4) Wird die Miteigentumsgemeinsruaft am 
Mindestanteil und gemeinsamen Wohnungseigen­
tum ·naru der Nirutigerklärung, Aufhebung oder 
Srueidung der Ehe bis zum Tod eines der bis­
herigen Ehegatten nicht aufgehoben und steht 
dem überlebenden bisherigen Ehegatten ein An­
spruch auf übertragung des Anteils des Verstor­
benen am Mindestanteil und Wohnungs eigentum 
nach Abs. 2 nicht oder nirut mehr zu, so hat 
das Verlassenschaftsgerirut eine öffentlirue Feil­
bietung des gesamten Mindestanteils und des 
damit verbundenen Wohnungseigentums durch 
Versteigerung vorzunehmen. 

Einverleibung des Wohnungseigentums 

§ 11. (1) Das WohnUlligseigentum wird 
durch die EinverLeilbun,g in das Grundlbuch er­
worben. Es ist im Eigentumsblatt auf dem 
Mindestanteil einzutragen; hierbei sind bei 
gemeinsamem Wohnungseigentum von Ehe­
gatten ihre Anteile am Mindestanteil zu ver­
binden. Wird auf einer Liegensruaft erstmals 
ein W ohnungseigentumeinverleiht, so ist in 
der Aufsrurift des Gutsbestandsblatts das Wort 
"Wohnungseigentum " einzutragen. 

(2) Dem Antrag auf Einverleibung sind, 
sofern die Urkunden ,dem Grundhurusgericht 
noru nicht vorliegen, jedenfalls beizulegen 

1. die schrliftliche Vereinbarung der Mit­
eigentümer über die Einräumung des Woh­
nungseigentums, 

2. der baUlbehördlich 'genehmigte Bauplan, 
3. die schriftlirue Vereinbarung der Mit­

eigentümer über die Bererunung der Mindest­
anteile nam der Nutzfläcl1e und die von einem 
für Hod1bau zuständigen Zivilteruniker oder 
gerirutliru heeideten Saruverständigen erstellte 
gegliederte Aufstellung über die Nutzfläruen 
aller selbständigen Wohnungen und sonstigen 
selbständigen Räumlichkeiten der Liegenschaft 
oder, sofern eine solrue Vereinbarung nirut vor­
gelegt wird, die rechtskräftige Entscheidung des. 
Gerichtes ijberdie Festsetzung der Nutzwerte. 

(3) Werden naru der Einverleibung des 
Wohnungseigentums ·die Nutzwerte neu oder 
anstatt der vereinbarten Bererunung vom Ge- -
rirut festgesetzt (§ 3 Abs. 3), so sind auf An­
trag die Mindestanteile (die Anteile am 
Mindestanteil) der Miteigentümer naru § 136 
Abs. 1· GBG 1955 zu berichtigen; Voraus­
setzung ist, daß siru die Miteigentümer in 
einer für die Einverleibung gültigen Form ver­
pflichtet ha.ben, die Anteile zu übernehmen 
oder zu übertragen, damit jedem von ihnen 
der naru der Festsetzung ,der Nutzwerte naru 
§ 3 Abs. 3 zur Begründung seines W ohnungs­
eigentums erforderlime Mindestanteil oder 
Anteil am Mindestanteil zukommt. Büruerlirue 
Rerute Dritter, die auf dem Mindestanteil 
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§ 8. (3) Die Verwaltung einer im Wohnungs­
eigentum stehenden Wohnung (eines Geschäfts­
raumes) obliegt ausschließlich dem Wohnungs­
eigentümer ... 

lasten, ibeziehen sich ohne weiteres auf den 
berichtigten Mindestanteil. Reicht nach der 
rechtskräftig-en Festsetzung der Nutzwerte nach 
§ 3 Ahs. 3 der Miteigentumsanteil eines Woh­
nungseigentümers zum Erwel1b des Wohnungs­
eilgentums nicht mehr aus, so ist dieses Woh­
nungseigentum von Amts wegen zu 'löschen; 
im Ülhrigen sind die §§ 131 his 135 GBG 1955 
sinngemäß anzuwenden. 

Verwaltung des Wohnungseigentums 

§ 12. (1) Die Verwaltung der im Wohnungs­
eigentum stehenden Wohnung oder sonstigen 
Räumlichkeit kommt dem Wohnungseigen­
tümer zu. 

(2) Der Wohnungseigentümer ist zu Ände­
rungen an der im Wohnungseigentum stehen­
den Wohnung <>der 'sonstigen Räumlichkeit 
auf seine Kosten berechtigt, falls die Änderung 
weder eine Schädigung des Hauses noch eine 
Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen der 
anderen Miteigentümer, besonders auch keine 
Beeinträchtigung der äußeren Erscheinung des 
Hauses, noch eine Gefahr für ,die Sicherheit 
zur Folge hat. Müssen für eine solche Ände­
rurug andere Teile der Liegenschaft in An­
spruch genommen werden, so kann diese Ände­
rung von den anderen Miteigentümern nicht 
untersagt werden, falls sie entweder der übung 
des Verkehres entspricht oder einem wichtigen 
Interesse des Wohnungseigentümers dient. Die 
Anlegung von Licht-, Gas- und Kraftleitungen, 
die Einleitung von Wasser und Fernsprecher 
sowie ähnliche Einrichtungen können nicht 
untersagt werden; das gleiche ,gilt für das An­
bringen der nach dem Stand der Technik not­
wendigen Antennen für den Hörfunk- und 
Fernsehempfang, sofern der Anschluß an eine 
bestehende Antenne nicht möglich oder zumut­
bar ist. Ist für 1\nderungen, die die anderen 
Miteigentümer dulden müssen, eine heh(jrdliche 
BewilILgung erforder:lich, so dürfen die anderen 
Miteigentümer eine 'allenfalls erforderliche Zu­
stimmung nicht v-erweigern. 

(3) Der Wohnungseigentümer hat die Woh­
nung oder sonstige Räumlichkeit und die für 
die Wohnung oder sonstige Räumlichkeit be­
stimmten Einrichtungen, wie besonders die 
Lichtleitungs-, Gasleitungs-, Wasser'leitungs-, 
Beheizungs- und sanitären Anlagen, auf seine 
Kosten so zu warten und instand zu halten, daß 
den anderen Miteigentümern kein Nachteil 
erwächst. Er hat ferner das Betreten und die 
Benutzung der Wohnung oder der sonstigen 
Räumlichkeit zu gestatten, soweit dies zur 
Erhaltung der gemeinsamen Teile der Liegen­
schaft erforderlich ist; für die vermögensrecht­
lichen Nachteile, die er hierdurch erleidet, ist 
er von der Gesamtheit der Miteigentümer an­
gemessen zu entschädigen. 
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Verwaltung der Liegenschaft 

§ 13. Für die Verwaltung der Liegenschaft 
gelten die Bestimmungen des 16. Hauptstü<ks 
des zweiten Teiles des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs mit ,den folgenden Besonderheiten: 

1. Jeder Wohnungseigentümer kann ver­
langen, daß von allen Miteigentümern monat­
lich Beiträge zur Bildung einer angemessenen 
Rüdclage für Erhaltungs- und Verbesserungs­
arbeiten entrichtet werden. 

2. Jeder Wohnungseigentümer kann die Be­
stellung eines gemeinsamen Verwalters, wenn 
dies zur Wahrung der gemeinsamen Interessen 
geboten ist, und die Ersetzung des bestellten 
Verwalters durch einen anderen verlangen,­
wenn der bestellte die ihm obliegenden Pflich­
ten grob vernachlässigt. 

3. Jeder Wohnungseigentümer kann verlan­
gen, daß für die Liegenschaft eine angemessene 
Feuerversicherung, LeitungswasserschädelliVersi­
cherung und Haftpflichtversicherung geschlossen 
wird. 

4. Jeder Wohnungseigentümer hat Schäden 
an den gemeinsamen Teilen der Liegenschaft 
bei sonstiger Schadenersatzpflicht ohne Verzug 
dem g.emeinsamen Verwalter, ist ein solcher 
aber nicht bestellt, den übrigen Miteigentümern 
anzuzeigen. Bei Gefahr im Verzug darf jeder 
Wohnunrgseigentümer auch ohne Zustimmung 
der anderen Miteigentümer die zur A'bwehr 
notwendigen Maßnahm.en -treffen. 

5. Jeder Wohnungseigentümer kann ver­
langen, ,daß Arbeiten an den gemeinsainen 
Teilen der Liegenschaft, die zur Erhaltung des 
Hauses unbedingt notwendig sind oder der 
ordnungsgemäßen Erhaltung seiner im Woh­
nungs·eigentum stehenden Wohnung oder son­
stigen Räumlichkeit einschließlich der damit 
im W ohnungse~gentum stehenden anderen 
Teile der Liegenschaft dienen, binnen einer 
angemessenen FriS't durchgefuhrt werden. 

6. Jeder Wohnungseigentümer, dem die so­
fortige Entrichtung des auf ihn entfallenden 
Teiles der durch die Rü<klage nicht gede<kten 
Kosten einer Erha!ltungsarheit unmöglich oder 
unzumutbar ist, kann, sofern nicht die Mehrheit 
de1" Miteigentümer ohnedies die Aufnahme 
eines Darlehens beschließt, verlangen, daß ihm 
die anderen Miteigentümer die Entrichtung des 
auf ihn entfallenden Teilbetrags in angemes­
senen Raten 'gegen Bestellung einer Hypothek 
auf seinem Miteigentumsanteil ·stunden; der 
Wohnungs eigentümer hat für den so gestun­
deten Betrag die ortsüblichen Hypothekar­
zinsen zu entrichten. 

7. Arbeiten, die über die . ordnungsgemäße 
Erhaltung der gemeinsamen Teile der Liegen­
schaft hinausgehen (Verbesserungen), bedürfen 
der Zustimmung aller Miteigentümer, sofern 
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§ 8. (1) Die Aufwendungen für die Liegen­
schaft sind von sämtlichen Miteigentümern nach 
Verhältnis ihrer Anteile zu tragen. 

(4) Eine von der Vorschrift der Abs. (1) bis 
(3) abweichende vertragliche Regelung erlangt 
dritten Personen gegenüber keine Wirksamkeit. 

die Kosten aus der Rücklage nicht gedeckt wer­
den können und Arbeiten, .die der ordnungs­
gemäßen ErhaltuIlJg dienen, in ahsehbarer Zeit 
nicht emorderlich sind. Der Zustimmung der 
übrigen. Miteigentümer bedarf es"· nicht, wenn 
die Verbesserung von der Mehrheit ":beschlosseil 
wird, diese allein ,die Kosten trägt und die 
überstimmten durch die Verbesserung nicht . 
übermäßig 'beeinträchtigt werden. 

: Rücklage 

§ 14. (I) Bei der Feststel1ung der Beiträge 
zur 'Billdung der Rücklage ist auf die Kosten 
der in labsehbarer Zeit notwendigen Erhal­
tungs- und tunlichen Verbesserungsar'beiten so­
wie lauf die wirtschaftliche Lage aller Mitdg;en­
tümer entsprechend Bedacht zu . nehmen. Die 
Rücklage list soweit wie möglich und tunlich 
fruchtbringend anzulegen. 

(2) Die Rücklage darf nur zur Deckung der 
Kosten von Erhaltungs- oder Vetbesserungs­
arbeiten und zur Abstattung eines zu ihrer 
Deckung aufgenommenen Darlehens verwendet 
und ,der ZwangsvoHstreckung unterworfen wer­
den. 

(3) Wird eine Verwaltung ,beendet, so hat 
der Verwalter die RückLage einschließlich der 
Zinsen an den neuen Verwalter" herauszugeben; 
hiervon abweichende VereinJbarungen sind 
rechtsunwirksam. Wird ein Verwalter durch 
das Gericht enthoben, so ist ihm aufzutragen, 
die RückJage einschließlich der Zinsen binnen 
14 Tagen bei Zwangsvollstreckung an den 
neuen Verwalter herauszugeben. 

Aufwendungen und ErträgnÜise 

§ 15. (1) Die AufWiendungen für die ge­
meinsamen Teile der Liegenschaft einschließ­
lich der Rücklage sind von den Miteigentümern 
nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu tragen. 
Eine davon a.bweichende Vereinbarung der Mit­
eigentümer bedarf zu ihller RechtsWlirksamkeit 
der Schriftform; sie wirkt dritten Personen 
gegenüber, sobald diese der Vereinbarung bei­
treten. Betrifft die ahweichende vertragliche 
Regelung Aufwendungen für Anlagen, die 
nicht .allen Miteigentümern verhältnismäßig 
zugute kommen, wie etwa für einen P.ersonen­
aufzug oder eine Sammelheizung, wenn sie 
nicht von allen Miteigentümern nach dem Ver­
hältnis ihrer Anteile genutzt Wlef\den, so sind 
an di·e rechtsw1rksam geschlossene abweichende 
vertragliche Regelung auch die Einzelrechts­
nachfolger in das, Miteigentum gebunden. 
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(2) Für die Verwendung der Erträgnisse gelten 
die nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Nutiungen aus Wohnungen und Geschäfts­
räumen, die im Wohnungseigentum stehen, 
kommen dem Wohnungseigentümer allein 
zu. 

b) Nutzungen aus Wohnungen und Geschäfts­
räumen, die nicht im Wohnungseigentum 
stehen, gebühren den Eigentümern jener 
Anteile, mit denen Wohnungseigentum 
nicht verbunden ist; ein Wohnungseigen­
tümer ist jedoch an diesen Nutzungen in­
soweit beteiligt, als sein Miteigentumsanteil 
das im § 2 genannte Ausmaß übersteigt. 

c) Erträgnisse der Liegenschaft, die nicht unter 
die Bestimmungen der lit. a und b fallen, 
gebühren sämtlichen Miteigentümern nach 
dem Verhältnis ihrer Anteile. 

(3) ... 

§ 11. Das Wohnungseigentum erlischt durch 
den Untergang des Gegenstandes des Wohnungs­
eigentums oder durch Verzicht des Wohnungs­
eigentümers; im Falle des Verzichtes kann das 
Wohnungseigentum nur mit Zustimmung aller 
Buchberechtigten, deren Rechte auf dem Anteil 
des Wohnungseigentümers haften, gelöscht wer­
den. 

§ 9. Solange an einer Liegenschaft Wohnungs­
eigentum besteht, kann die Gemeinschaft des 
Eigentums nur mit Zustimmung aller Wohnungs­
eigentümer aufgehoben werden. 

§ 10. (1) Der Ausschluß eines Wohnungseigen­
türners aus der Gemeinschaft kann von der 
Mehrheit der übrigen Miteigentümer durch Klage 
begehrt werden, wenn der Wohnungseigentümer 

a) seinen Verpflichtungen aus der Gemein­
schaft nicht nachkommt und die ihm ob­
liegenden Leistungen auch nicht his zum 
Schluß ,der der gerichtlichen Entscheidung 
erster Instanz unmittelbar vorangehen'den 
Verhandlung erfüllt; 

b) von den in seinem Wohnungseigentum 
stehenden oder der gemeinsamen Benützung 
dienenden Teilen der Liegenschaft einen die 
Interessen der übrigen Miteigentümer 
empfindlich schädigenden Gebrauch macht; 

c) durch sein rücksichtsloses, anstößiges oder 
sonst grob ungehöriges Verhalten den Mit­
bewohnern das Zusammenwohnen verlei­
det oder sich gegenüber einem Miteigen-

(2) Für die Erträgnisse gilt, Ibei Rechtsun­
wirksamkeit abweichender vertraglich,er Ver­
einlbarungen, folgendes: 

1. Nutzungen aus Wohnungen und sonstigen 
Räumlichkeiten, die im Wohnungseigentum 
stehen, kommen dem Wohnungseigentümer 
allein zu. 

2. Nutzungen laus Wohnungen und sonstigen 
Räumlichkeiten, die nicht im Wohnungs eigen­
turn stehen, gebühren den Eigentümern der 
Antei1e, mit denen Wohnungseigentum nicht 
verbunden ist. Ein Wohn ungseigentümer ist 
jedoch an diesen Nutzungen soweit bet,eiligt, 
als sein Miteigentumsanteil den Mindestanteil 
übersteigt. 

3. Erträgnisse der Liegenschaft, die nicht 
unter die Z. 1 und 2 fallen, gebühren den Mit­
eigentümern nach dem Verhältnis ihrer An­
teile. 

Erlöschen des Wohnungseigentums und Auf­
hebung der Gemeinschaft des Eigentums 

§ 16. (1) Das Wohnungseigentum erlischt 
durch den Untergang des Gegenstands des 
Wohnungseigentums; ,das gleiche gilt, wenn es 
auf Grund eines Verzichtes des Wohnungs­
eigentümers mit Zustimmung der Miteigen­
tümer und der Buchberechtigten, deren Rechte 
den Mindestanteil Ibelasten, gelöscht wir,d. 

(2) Die Gemeinschaft des Eig,entums an der 
Liegenschaft kann erst ,aufgehoben werden, so­
bald das auf der Liegenschaft erworbene Woh­
nungseigentum erloschen ist. 

Ausschließung von Miteigentümern 

§ 17. (1) Ein Wohnungseigentümer oder, 
falls Wohnungseigentum auf mehr als der 
Hälfte der Miteigentumsanteile einverLeibt ist, 
auch ein anderer Miteigentümer, ist auf Klage 
der Mehrheit ,der 'übrigen Miteig,entümer aus 
der Gemeinschaft auszuschließen, wenn er 

1. seinen Pflichten aus der Gemeinschaft nicht 
nachkommt und die ihm obliegenden leistun­
gen 'auch nicht 'bis zum Schluß der der gericht­
lichen Entscheidung erster Instanz unmittelbar 
vorangehenden Tagsatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung erfüllt; 

2. von den in 'seinem Wdhnungseigentum 
stehenden, den von ihm sonst benützten oder 
den der gemeinsamen Benützung ,dienenden 
Teilen der Liegenschaft einen die Interessen 
der übrigen Miteigentümer' empfindlich schädi­
genden Gebrauch macht; 

3. durch sein rücksichtsloses, anstößiges oder 
sonst ,grob ungehöriges Verhalten den Mit­
bewohnern das Zusammenwohnen verleidet 
oder sich gegenüber einem Miteigentümer oder 
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. tümer oder einer im Hause wohneniden 
Person einer stra~baren Handlung gegen 
das Eigentum, die Sittlichkeit oder die 
körperliche Sicherheit schuldig macht, sofern 
es sich nicht um den Umständen nach 
geringfügige Fälle handelt. 

(2) In den Fällen des Abs. (1), lit. ob und c, 
steht dem Verhalten des Wohnungseigentümers 
das Verhalten seines Ehegatten und der anderen 
mit ihm zusammenwohnenden Familienangehöri­
gen sowie derjenigen Personen gleich, die die in 
seinem Wohnungseigentum stehenden Teile der 
Liegenschaft mit ~einer Zustimmung oder Dul­
dung benützen, sofern er es unterläßt, die ihm 
mögliche Abhilfe zu schaffen. 

(3) Nach Ablauf von drei Monaten nach Ein­
tritt der Rechtskraft des Urteils kann auf An­
trag der Kläger die Versteigerung des Miteigen­
tumsanteiles und ·des damit verbundenen W oh­
nungseigentums nach ·den Bestimmungen der 
Exekutionsordnung über 'die .Zwangsversteige­
rung einer Liegensch'aft durch,geführt werden. 

einer im Haus wohnenden P·erson einer str.af­
baren Haoo1lung g·egen das Eigentum, die Sitt­
lichkeit oder die körperliche Sicherheit schul­
dig macht, sofern es sich nicht um den Um­
ständen nach geringfügige Fälle handelt. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z. 2 und 3 steht 
dem Verhalten des ,auszuschließ·enden Miteigen­
tümers das Verha:Jten seines Ehegatten und 
der anderen mit ihm zusammenwohnenden 
Familienangehörigen sowie der Personen gleich, 
die die in seinem Wohnungseigentum stehen­
den oder von ihm sonst benützten TeiLe der 
Liegenschaft mit seiner Zustimmung oder Dul­
dung benützen, sofern er ·es unterläßt, die ihm 
mögliche Ahhilfe zu schaffen. 

(3) Nach Ablauf von drei Monaten nach 
dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils kann 
auf Antrag der Kläger die Versteigerung des 
Miteigentumsanteils und des allenfalls damit 
verbundenen Wohnungseigentums nach den 
Bestimmungen der Exekutionsordnung über 
die Zwangsversteigerung emer Liegenschaft 
durchgeführt wel'lden. 

Verfahren außer Streitsachen 

§ 18. (1) über die in den § 3, § 12 Abs. 2, 
§ 13 Z. 1, 2, 3, 5, 6 und 7, § 14 Abs. 1 und 3 
genannten Ansprüche hat auf Antrag das 
Bezirksg.ericht zu entscheiden, in dessen Spren­
gel die Liegenschaft gelegen ist. Für das Ver­
fahren gelten die allgemeinen Bestimmungen 
über das Vier:fahrenaußer Streitsachen mit 
folgenden Besonderheiten: 

1. Allen Miteigentümern der Liegenschaft 
kommt Parteistellung zu. Im Verfahren über 
die Ersetzung des Verwalters durch einen an­
deren (§ 13 Z. 2) und die Herausgabe der 
Rücklag,e (§ 14 Abs. 3) kommt auch ,dem Ver­
walter Parteistellung zu. 

2. Sind zur Entscheidung Ermittlungen oder 
Beweisaufnahmen notwendig, so hat der Ent­
scheidung eine mündliche Verhandlung voran­
zugehen. 

3. Die Bestimmungen der Zivilprozeßord­
nting über die Protokolle, die Aufnahme von 
Beweisen und das Rechtsmitte'l des Rekurses­
mit Ausnahme der Bestimmung über die 
Unterfertigung eines schriftlichen Rekurses 
durch einen Rechtsanwalt - sind anzuwenden. 

4. Inwieweit die Kosten ,des Verfahrens von 
einer Partei zu ersetzen oder unter die Par­
teien zu teilen sind, hat das Gericht unter sinn­
gemäßer Anwendung der §§ 41 ff. der Zivil­
prozeßoronung zu entscheiden. Die Kosten 
rechtsfreundlich,er Vertretung hat jede Partei 
selbst zu tralgen. 

5. Eine Verweisung auf den. Rechtsweg ist 
nicht zulässig. 
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11. Absdmitt. 

§ 12. (1) Wenn an Wohnungen (Geschäfts­
räumen), die mit Fondshilfe wiederhergestellt 
wurden oder werden, Wohnungseigentum be­
steht, gilt § 27 Abs. 2 des Wohnhaus-Wieder­
aufba ugesetzes. 

(2) Wenn an Wohnungen (Geschäftsräumen), 
die mit Fondshilfe wiederhergestellt wurden oder 
werden, Wohnungseigentum begründet wird, so 
gilt für die Rechte der AItmieter § 20 Abs. 2 
des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes. 

6. Die rechtskräftigen Entscheidungen ver­
pflichten alle' Miteigentümer der Liegenschaft 
und bilden einen Exekutionstitel nach der 
Exekutionsordnung, sofern nach der Art der 
Entscheidung eme Exekution in Betracht 
kommt. 

7. Von schriftlichen Anträgen sind so viele 
Ausfertigungen des Schriftsatzes zu überrei­
chen, daß jedem Gegner eine Ausfertigung zu­
gestellt und überdies eine für die Gerichtsakten 
zurückbehalten w~rden kann. 

8. Den Anträgen nach § 3 Abs. 1 bis 3 sind 
beizUiEügen 

a) der baubehöl1dlich genehmigte BarupIan,. 
b) die von einem für Hoch!bau zuständigen 

Ziviltechniker oder gerichclich beeideten 
Sachverständigen erstellte gegliederte 
Aufstellung über die Nutzflächen aller 
se~bständigen Wohnungen und sonstigen 
selbständigen Räu:ffirlichkeiten der Liegen­
schaft. 

9. Den Anträgen nach § 13 Z. 5 ist ein 
Kostenvor,anschla:g üher die beantra,gte· AI1beit 
beizufügen. 

(2) Für das Verfahren über . Anträge nach 
§ 10 Abs. 2 und 3 gelren ,die §§ 11, 13 bis 16, 
20 und 22 der Sechsten Durchführungsverord­
nung zum ,Ehegesetz sinngemäß. 

Gerichtsgebühren 

§ 19. Für Verfahren, fü'r die der § 18 
Abs. 1 gilt, ist -die in der. Tarifpost 14 lit. b 
des Tarifes zum Gerichts- und Justizverwal­
tungsgebührengesetz 1962 bestimmte Pauschal­
gebühr zu entrichten. 

Anbotspflicbt 

§ 20. Wird an Wohnungen (Geschäfts­
räumen) Wohnungseig,entum begründet, für 
deren Wiederherstellung Fondshilfe nach dem 
Wohnhaus-Wiederaufhaugesetz beantragt, je­
doch Darlehen nach § 36 Abs. 4 des Wohn­
'bauföl'1derungsgesetzes gewährt worden sind 
oder gewährt werden, so gilt für die Altmieter 
der § 20 Abs. 2 des Wohnhaus-Wied.eraufbau­
gesetzes. 

Inkrafttreten 

§ 21. Dieses Bundesgesetz tritt mit 
1. Jänner I 1973 in Kraf't. 

Außerkrafttreten, übergang 

§ 22. (1) Vorbehaltlich der Abs. 2 und 3 
tritt mit dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes das Wohnungseigentumsgesetz, BGBl. 
Nr. 149/1948, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. 28/1951 außer Kraft. 
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III. Abschnitt. 

§ 13. Mit ,der Vollziehung des Abschnittes I 
ist das Bundesministerium für Justiz, mit der 
Vollziehung des Abschnittes II das Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung betraut. 

(2) Die §§ 2 und 5 des Wohnungseigentums­
gesetzes, BGBL Nr. 149/1948, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBL Nr. 28/1951 sind in 
den Fäillen weiterhin anzuwenden, in denen 
zumindest an einer Wohnung (einem Ge­
schäftsraum) das Wohnungseigentum nach den 
bisher geltenden Vorschriften erworben wor­
den ist. Wird aber eine solche Grundbuchsein­
lage umgeschrieben, so ist das W ohnungs­
eigentum auf dem . Miteigentumsanteil einzu­
tragen, mit dem es vel'bunden ist. ' 

(3) Die Rechtswirksamkeit einer nach § 8 
Abs. 4 des Wohnungseigentumsgesetzes, BGBL 
Nr. 149/1948, Igeschlossenen abweichenden ver­
traglichen Regelung ist nach den bisherigen 
Vorschriften zu beurteilen. Jedoch kann jeder 
Miteigentümer eine vom § 15 Abs. 2 Z. 3 
abweichende vertragliche Regelung aufkün­
digen, wenn nach ihr' einem 'Miteigentümer 
aus den Erträgnissen ein' solcher Anteil zu­
steht, der den ihm nach § 15 Albs. 2 Z. 3 
gebührenden Anteil um mehr als die Hälfte 
ühersteigt; von dem diesem Miteigentümer 
zustehenden Anteil sind aber die B,eträge ab­
zuziehen, die von ihm zur Tilgung oder von ihm 
zur Erzielung dieser Erträgnisse etwa gemachten 
Sonderaufwendungen zuzüglich einer angemes­
senen Verzinsung des hierzu aufgewendeten eige­
nen oder fremden Kapitals noch aufgebracht wer­
den müssen. Die Aufkündigung ~st schriftlich 
an den durch die abweichende vertragliche 
Regelung begünstigten Miteigentümer ZIU rich­
ten; sie wirkt frühestens ab dem auf die Zu­
stellung folgenden zweiten Monatsersten. 

Vollziehung 

§ 23. Mit der Vollziehung des § 20 ist der 
Bundesminister für Bauten und Technik, mit 
der Vollziehung der übrigen Bestimmungen 
dies,es Bundesgesetzes ist der Bundesminister 
für Justiz betraut. 
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